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Islamismus / islamistischer Terrorismus 

I. †berblick

1. Entwicklungen im Islamismus / islamistischen

 Terrorismus

Deutschland liegt weiterhin im Fokus islamistisch-terroristischer

Gruppierungen. Die hohe Dichte von Anschlagshinweisen und

deren QualitŠt zeigen, dass die GefŠhrdung deutscher Interes-

sen im In- und Ausland auf hohem Niveau fortbesteht.

Zwar waren im Jahr 2010 in den Veršffentlichungen ãjihadisti-

scherÒ Gruppierungen im Internet konkrete Drohungen gegen

Deutschland oder deutsche Interessen im Ausland kaum noch

zu finden und die Propaganda von Kern-ãal-QaidaÒ enthielt nur

vereinzelt unmittelbare DeutschlandbezŸge. Stattdessen wur-

den jedoch vermehrt Botschaften verbreitet, in denen auch in

deutscher Sprache fŸr die Teilnahme am gewaltsamen ãJihadÒ

in Afghanistan / Pakistan geworben wurde.

Seit Mitte des Jahres 2010 verzeichneten die Sicherheitsbehšr-

den des Bundes wiederholt Hinweise, wonach ãal-QaidaÒ plane,

AnschlŠge in den USA, in Europa und auch in Deutschland zu

 begehen. Zum Jahreswechsel 2010 / 2011 gingen die Sicherheits-

behšrden fŸr das Gebiet der Bundesrepublik weiterhin von einer

intensiven GefŠhrdung durch den islamistischen Terrorismus

aus.

Die Beteiligung Deutschlands am Kampf gegen den islamisti-

schen Terrorismus Ð insbesondere das Engagement der Bundes-

wehr in Afghanistan Ð wird als Rechtfertigung fŸr die AktivitŠ-

ten islamistisch-terroristischer Gruppierungen angefŸhrt. Die

Bedeutung Afghanistans als Schauplatz des islamistischen Ter-

rorismus blieb auch im Jahr 2010 hoch. Bei KŠmpfen und terro-

ristischen Angriffen, insbesondere durch die ãTalebanÒ, wurde

eine Vielzahl von Menschen getštet, darunter auch Angehšrige

der Bundeswehr.

In der Berichtszeit konnten wieder Reisebewegungen von Per-

sonen aus dem islamistischen Spektrum in Deutschland in Rich-

tung Afghanistan bzw. Pakistan festgestellt werden. Einige dieser
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Personen stehen im Verdacht, im afghanisch-pakistanischen

Grenzgebiet eine terroristische Ausbildung durchlaufen zu wol-

len oder bereits absolviert zu haben. Insbesondere von diesem

Personenkreis kšnnen, bei einer erneuten Einreise nach

Deutschland, sicherheitsgefŠhrdende AktivitŠten drohen.

Das islamistisch-terroristische Spektrum in Deutschland reicht

von Gruppierungen, die Ÿber enge Beziehungen zu islamisti-

schen Organisationen im Ausland verfŸgen, bis hin zu unab-

hŠngigen Kleinstgruppen oder selbstmotivierten EinzeltŠtern.

Eine organisatorische Anbindung an ãal-QaidaÒ ist in den

 wenigsten FŠllen gegeben.

Besondere Bedeutung kommt Netzwerken oder losen Perso-

nenzusammenschlŸssen zu, die sich aus radikalisierten Perso-

nen der zweiten und dritten Einwanderergeneration und aus

 radikalisierten Konvertiten zusammensetzen. Obwohl die Per-

sonen, die zu diesem Spektrum gehšren, zumeist in europŠi-

schen LŠndern geboren und/oder aufgewachsen sind, stehen sie

aufgrund religišser, gesellschaftlicher, kultureller oder psycho-

logischer Faktoren dem hiesigen Wertesystem ablehnend ge-

genŸber.

Ihr gemeinsames Kennzeichen ist die Ausrichtung im Sinne der 

pan-islamischen ãal-QaidaÓ-Ideologie (vgl. Kap. II, Nr. 2.1).

Islamistische Organisationen, die zwar in Deutschland nicht 

terroristisch agieren, Gewalt aber als Mittel zur Durchsetzung

ihrer politischen Ziele befŸrworten, stellen ebenfalls eine Gefahr

fŸr die innere Sicherheit dar. Diese Organisationen streben an,

die in ihren HerkunftslŠndern bestehenden Staats- und Gesell-

schaftsordnungen durch ein an der islamischen Rechtsordnung

(Scharia) ausgerichtetes Staatswesen zu ersetzen.

Dies gilt beispielsweise fŸr die ãHizb ut-TahrirÒ (HuT Ð ãPartei der 

BefreiungÒ), die in Deutschland einem BetŠtigungsverbot

 unterliegt, da sie sich gegen den Gedanken der VšlkerverstŠn-

digung richtet und Gewalt als legitimes Mittel zur Erreichung

ihrer Ziele betrachtet (vgl. Kap. III, Nr. 1.2).

Auch die libanesische ãHizb AllahÒ (ãPartei GottesÒ) sowie die

 palŠstinensische ãIslamische WiderstandsbewegungÒ (HAMAS)
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sind diesem Spektrum zuzurechnen. Beide Organisationen wen-

den sich gewaltsam gegen den Staat Israel, dessen Existenzrecht

sie negieren. Ihre AnhŠnger in Deutschland halten sich derzeit

weitgehend mit šffentlichen AktivitŠten zurŸck (vgl. Kap. III,

Nrn. 1.1 und 1.3).

Ziel der AnhŠnger der ãNordkaukasischen Separatistenbewe-

gungÒ (NKSB) ist ein von der Russischen Fšderation unabhŠngi-

ger islamischer Staat auf der Grundlage der Scharia, den der

 gewaltbereite FlŸgel der NKSB Ð das ãKaukasische EmiratÒ Ð nicht

nur in Tschetschenien, sondern auf dem Gebiet des gesamten

Nordkaukasus errichten will.

Der Konflikt hat sich auf benachbarte Regionen, wie 

z.B. Inguschetien und Dagestan, ausgedehnt und wird zuneh-

mend auch Ÿber die Grenzen des Nordkaukasus in die Zentren

der Russischen Fšrderation getragen. Der in Europa lebende Teil

der Dias pora, der sich dem nordkaukasischen Widerstand ver-

pflichtet fŸhlt, betrachtet Europa primŠr als RŸckzugsraum und

unterstŸtzt bzw. fšrdert die Organisation im Nordkaukasus (vgl.

Kap. III, Nr. 3.3).

Andere islamistische Gruppierungen verfolgen eine breiter

 angelegte, legalistische Strategie. Auch sie wollen die Herr-

schaftsverhŠltnisse in ihren HerkunftslŠndern zugunsten eines

islamischen Staatswesens Šndern. Zugleich zielen sie jedoch mit

legalen Mitteln darauf ab, durch politische und gesellschaftliche

Einflussnahme ihren AnhŠngern im Bundesgebiet FreirŠume fŸr

ein schariakonformes Leben zu schaffen. Auf diese Weise kšn-

nen sie zur Entstehung von Parallelgesellschaften beitragen und

Radikalisierungsprozesse initiieren.

Beispielhaft seien hier die ãIslamische Gemeinschaft Mill” GšrŸ!

e.V.Ò (IGMG) sowie die ãIslamische Gemeinschaft in Deutschland

e.V.Ò (IGD) genannt. Die IGMG ist die mitgliederstŠrkste isla -

mistische Organisation in Deutschland. Sie ist bestrebt, sich als

integrationswillige und auf dem Boden der freiheitlichen

 demokratischen Grundordnung stehende Organisation zu prŠ-

sentieren. Ihre auf StŠrkung der eigenen religišsen und kultu-

rellen IdentitŠt und Bewahrung vor einer Assimilation an die

deutsche Gesellschaft ausgerichteten Bestrebungen scheinen
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 jedoch geeignet, die Entstehung und Ausbreitung islamistischer

Milieus in Deutschland zu fšrdern (vgl. Kap. III, Nr. 2).

Die IGD ist die mitgliederstŠrkste Organisation von AnhŠngern

der ãMuslimbruderschaftÒ (MB) in Deutschland (vgl. Kap. III,

Nr. 1.4). 

Die transnationale Massenbewegung ãTablighi JamaÕatÒ (TJ)

strebt eine weltweite Islamisierung an. Ihre intensiven Missio-

nierungsbemŸhungen sowie das vermittelte rigide Islamver-

stŠndnis kšnnen eine desintegrative und radikalisierende Wir-

kung entfalten (vgl. Kap. III, Nr. 3.2).

Dem Salafismus wird sowohl in Deutschland wie auch auf inter-

nationaler Ebene eine wachsende Bedeutung als ideologische

Grundlage beigemessen.

Salafisten geben vor, ihre religišse Praxis und LebensfŸhrung

ausschlie§lich an den Prinzipien des Koran, dem Propheten

 Muhammad und an den vermeintlichen Vorstellungen der

 ersten Muslime und der islamischen FrŸhzeit auszurichten. Die

Mehrzahl der salafistischen Einrichtungen erzielen ihre Brei-

tenwirkung in Deutschland insbesondere Ÿber das Internet und

eigens entwickelte PropagandaaktivitŠten, die vor allem auf

junge Muslime Anziehungskraft ausŸben und radikalisierungs-

fšrdernd wirken. Kooperationen zwischen salafistischen Ein-

richtungen und salafistischen Predigern sind hierbei keine Aus-

nahme (vgl. Kap. II, Nr. 4).

Aus verschiedenen salafistisch inspirierten Szenen sind in

Deutschland Personenkreise hervorgegangen, die sich dem

 ãglobalen JihadÒ angeschlossen haben und zu diesem Zweck in

Richtung Afghanistan / Pakistan ausgereist sind. In diesem

 Zusammenhang sind u.a. die Mitglieder der sogenannten

 Sauerland-Gruppe (vgl. Kap. II, Nr. 1 und Kap. II, Nr. 3.2) sowie Eric

Breininger (vgl. Kap. II, Nr. 3.2) zu nennen. 

Am 4. MŠrz 2010 wurde vor dem Oberlandesgericht (OLG)

 DŸsseldorf das Urteil gegen die vier Angeklagten der sogenann-

ten Sauerland-Gruppe verkŸndet. Das Gericht sah es als erwie-

sen an, dass drei der Angeklagten seit Mitte 2006 bis zu ihrer
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 Festnahme im September 2007 als Mitglieder der auslŠndischen

terroristischen Vereinigung ãIslamische Jihad-UnionÒ (IJU) (vgl.

Kap. II, Nr. 3.2) in Deutschland SprengstoffanschlŠge geplant hat-

ten. Die vierte Person war nach Ansicht des Gerichts UnterstŸt-

zer der IJU und in die AnschlagsplŠne der anderen Angeklagten

involviert. Die vier Angeklagten hatten sich 2006 in pakistani-

schen Ausbildungslagern fŸr Terroristen aufgehalten.

Der Konvertit Breininger trat seit Anfang 2008 in einer Vielzahl

ãjihadistischerÒ Propagandaverlautbarungen im Internet in

 Erscheinung, zuletzt im April 2010 in einem Video der

 ãDeutschen Taliban MujahideenÒ. Der Einfluss der salafistischen

Ideologie auf ihn ist deutlich in dem angeblich autobiographi-

schen Text ãMein Weg nach JannahÒ festzustellen (vgl. Kap. II,

Nr. 4).

2. Organisationen und Personenpotenzial

Ende 2010 gab es Ð wie im Vorjahr Ð 29 bundesweit aktive 

islamistische Organisationen. Das islamistische Personenpoten-

zial in Deutschland ist mit 37.470 Mitgliedern/AnhŠngern

(2009: 36.270) leicht angestiegen.

Mit 31.370 Personen (2009: 30.340) bildeten wiederum die

 AnhŠnger tŸrkischer Gruppierungen das grš§te Potenzial.

 MitgliederstŠrkste Gruppierung blieb die IGMG mit 30.000

(2009: 29.000) Mitgliedern.

Den Gruppierungen aus dem arabischen Raum haben sich

3.730 Personen (2009: 3.790) angeschlossen. Die grš§ten Orga-

nisationen aus diesem Bereich, die MB und die ãHizb AllahÒ, ver-

fŸgen unverŠndert Ÿber 1.300 bzw. 900 AnhŠnger.

Zu den in Deutschland in internationale ãjihadistischeÒ Netz-

werke eingebundenen Personen liegen keine gesicherten Zah-

len vor.
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II. Internationaler islamistischer Terrorismus

1. Aktuelle Entwicklungen

Der islamistische Terrorismus stellt fŸr die internationale

 Staatengemeinschaft und die innere Sicherheit Deutschlands Ð

trotz zahlreicher Fahndungserfolge Ð weiterhin eine der grš§-

ten Gefahren dar.

Die offensive deutschlandbezogene PropagandaaktivitŠt von 

ãal-QaidaÒ und ihr nahestehender islamistisch-terroristischer 

Organisationen und Netzwerke, die aus Anlass der Wahl zum 

Deutschen Bundestag am 27. September 2009 in einer bis dahin

einmalig hohen Dichte Audio- bzw. Videobotschaften mit

DeutschlandbezŸgen im Internet verbreiteten,ist im Jahr 2010

zurŸckgegangen. Der gegen Deutschland gerichteten Medien-

offensive folgte eine Reihe von Anschlagshinweisen, die ver-

deutlichen, dass Deutschland weiterhin im Fokus islamistisch-

terroristischer Gruppierungen steht.

Entwicklungen in
Deutschland

ISLAMISMUS / ISLAMISTISCHER TERRORISMUS

207

Islamismuspotenzial 1

2008 2009 2010

Gruppen Personen Gruppen Personen Gruppen Personen

Arabischer

Ursprung2 14 4.050 14 3.790 14 3.730

TŸrkischer

Ursprung2 5 28.580 5 30.340 5 31.370

Sonstige 10 2.090 10 2.140 10 2.370

Summe 29 34.720 29 36.270 29 37.470

1 Die Zahlenangaben beziehen sich auf Deutschland und sind z.T. geschŠtzt und gerundet.

2 Hier werden auch mit Verbot belegte Gruppen gezŠhlt.



Die Sicherheitsbehšrden des Bundes verzeichneten seit Mitte des

Jahres 2010 wiederholt Hinweise, wonach ãal-QaidaÒ AnschlŠge

in den USA, in Europa und auch in Deutschland plane.

Der Bundesinnenminister Šu§erte sich am 17. November 2010

 šffentlich zur aktuellen GefŠhrdungslage, nachdem zu den bis-

herigen Erkenntnissen weitere gefŠhrdungsrelevante Sachver-

halte hinzugekommen waren. Hierzu zŠhlten die Ende Oktober

2010 versuchten AnschlŠge auf den internationalen Frachtflug-

verkehr, zu denen sich ãal-Qaida auf der Arabischen HalbinselÒ

(AQAH) bekannte (vgl. Kap. II, Nr. 2.4), der Hinweis eines auslŠn-

dischen Partnerdienstes, wonach Ende November 2010 ein

 Anschlagsvorhaben umgesetzt werden sollte sowie Ermitt-

lungsergebnisse, die die nachhaltigen BemŸhungen islamisti-

scher Gruppen zu Anschlagsplanungen in Deutschland bestŠ-

tigten. Diesen Hinweisen gingen die Sicherheitsbehšrden Ð in

enger Zusammenarbeit mit befreundeten auslŠndischen Nach-

richtendiensten Ð mit hšchster IntensitŠt nach.

Auch zum Jahreswechsel 2010/2011 gingen die Sicherheitsbe-

hšrden fŸr das Gebiet der Bundesrepublik von einer fortbeste-

henden intensiven GefŠhrdung durch den islamistischen Terro-

rismus aus.

Am 4. MŠrz 2010 verurteilte das Oberlandesgericht (OLG)

 DŸsseldorf die vier Mitglieder der sogenannten Sauerland-

Gruppe zu Freiheitsstrafen zwischen fŸnf und zwšlf Jahren. Das

Gericht sah es als erwiesen an, dass drei der Angeklagten seit

Mitte 2006 bis zu ihrer Festnahme im September 2007 als Mit-

glieder der auslŠndischen terroristischen Vereinigung ãIslami-

sche Jihad-UnionÒ (IJU) (vgl. Kap. II, Nr. 3.2) in Deutschland

SprengstoffanschlŠge geplant hatten. Die vierte Person war nach

Ansicht des Gerichts als UnterstŸtzer der IJU in die Anschlags-

plŠne der anderen Angeklagten involviert. Die vier Angeklagten

hatten sich 2006 in pakistanischen Ausbildungslagern fŸr Ter-

roristen aufgehalten.

Am 15. Oktober 2010 verurteilte das OLG Frankfurt am Main

einen deutschen Staatsangehšrigen tŸrkischer Herkunft wegen

Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung im Ausland

(IJU) und UnterstŸtzung dieser terroristischen Vereinigung zu

einer Gesamtfreiheitsstrafe von drei Jahren und drei Monaten.

Festnahmen und
Verurteilungen
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Das Gericht hat u.a. festgestellt, dass der Angeklagte zum isla-

mistischen Freundeskreis eines verurteilten Mitglieds der soge-

nannten Sauerland-Gruppe gehšrte. Er war am 18. November

2008 aufgrund eines Ersuchens der Bundesanwaltschaft in der

TŸrkei festgenommen und am 13. Juli 2010 von der TŸrkei zum

Zwecke der Strafverfolgung nach Deutschland Ÿberstellt wor-

den.

Die Bundesanwaltschaft erhob am 10. August 2010 vor dem Kam-

mergericht in Berlin Anklage gegen drei deutsche Staatsange-

hšrige, darunter eine Frau, u.a. wegen der UnterstŸtzung der 

auslŠndischen terroristischen Vereinigungen IJU und ãDeutsche 

Taliban MujahideenÒ. Zwei der Angeklagten sind darŸber hi naus

verdŠchtig, fŸr die auslŠndischen terroristischen Vereinigungen

IJU und ãal-QaidaÒ um Mitglieder oder UnterstŸtzer geworben

zu haben. Der Prozess begann am 5. November 2010.

Vor dem Landgericht Stuttgart mŸssen sich seit dem 25. Oktober

2010 drei deutsche Staatsangehšrige wegen des Verdachts der

Bildung einer kriminellen Vereinigung, des Anwerbens fŸr einen

fremden Wehrdienst und der Volksverhetzung verantworten.

Sie befinden sich seit dem 3. Februar 2010 in Untersuchungshaft.

Gegen vier weitere Personen konnte der bestehende Haftbefehl

nicht vollzogen werden, da sie sich im Ausland aufhalten. Die

 Beschuldigten sollen Personen, die spŠter in terroristischen Aus-

bildungslagern fŸr die Teilnahme am ãJihadÒ geschult werden

sollten, an einschlŠgige Sprachinstitute in €gypten vermittelt

haben.

Das islamistisch-terroristische Spektrum in Deutschland reicht

von Gruppierungen, die enge Beziehungen zu islamistischen

 Organisationen im Ausland haben, bis hin zu unabhŠngigen

Kleinstgruppen oder selbstmotivierten EinzeltŠtern. Eine orga-

nisatorische Anbindung an ãal-QaidaÒ ist in den wenigsten FŠllen

gegeben.

Besondere Bedeutung kommt Strukturen oder StrukturansŠtzen

zu, die sich aus radikalisierten Personen der zweiten und dritten

Einwanderergeneration sowie radikalisierten Konvertiten

 zusammensetzen. Obwohl die Personen, die zu diesem TŠter-

spektrum gehšren, zumeist in europŠischen LŠndern geboren

und/oder aufgewachsen sind, stehen sie aufgrund religišser,

KomplexitŠt des
 islamistisch-
terroristischen
Spektrums in
Deutschland

ãHomegrownÒ-
Netzwerke
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 gesellschaftlicher, kultureller oder psychologischer Faktoren

dem hiesigen Wertesystem ablehnend gegenŸber. Ihr gemein-

sames Kennzeichen ist die Ausrichtung im Sinne der pan -

islamischen ãal-QaidaÓ-Ideologie. ãHomegrownÒ-Strukturen

stellen die Sicherheitsbehšrden vor besondere Herausforderun-

gen, zumal der Anteil von Netzwerken, deren Mitglieder Ÿber-

wiegend ãHomegrownÒ-Kriterien erfŸllen, auch in Deutschland

in den vergangenen Jahren stetig gewachsen ist. Innerhalb die-

ser Netzwerke hat der Anteil von Konvertiten und tŸrkischstŠm-

migen Personen in den vergangenen Jahren zugenommen.

Einen allgemeingŸltigen Radikalisierungs- und Rekrutierungs-

verlauf gibt es nicht. Art und Gewichtung radikalisierungsfšr-

dernder Faktoren (z.B. soziale Situation, kulturelle Herkunft und

Persšnlichkeitsstruktur) unterscheiden sich z.T. erheblich. Zwar

gehen Radikalisierungsprozesse einer mšglichen Rekrutierung

voraus, sie fŸhren aber nicht notwendigerweise zu terroristi-

schen AktivitŠten.

Auch im Jahr 2010 konnten Reisebewegungen von Personen aus

dem islamistischen Spektrum in Deutschland in Richtung

 Afghanistan / Pakistan festgestellt werden. Die Reisen erfolgten

hŠufig Ÿber die TŸrkei und den Iran, aber auch Ÿber nordafrika-

nische Staaten oder den Balkan. Weitere Ausbildungslager wer-

den im Maghreb, am Horn von Afrika sowie im Jemen vermutet.

Am 25. August 2010 hat die Bundesanwaltschaft einen deutschen

Staatsangehšrigen in Frankfurt am Main festnehmen lassen. Der

Beschuldigte ist dringend der Mitgliedschaft in der auslŠndischen

terroristischen Vereinigung ãIslamische Bewegung UsbekistansÒ

(IBU) verdŠchtig. Er soll im MŠrz 2009 in ein Terrorcamp der

 Organisation in Pakistan gereist sein und dort eine Ausbildung im

Umgang mit Waffen und Sprengstoff durchlaufen haben.

 Anschlie§end soll er sich an Kampfhandlungen der IBU beteiligt

haben. Der Beschuldigte wurde im Juni 2010 von  pakistanischen

SicherheitskrŠften aufgegriffen und am 25. August 2010 nach

Deutschland ŸberfŸhrt, wo er bei seiner Einreise am Flughafen in

Franfurt am Main festgenommen wurde.

Personen, die ein terroristisches Ausbildungslager absolviert

bzw. aktiv an paramilitŠrischen Kampfhandlungen teilgenom-

men haben, stellen bei einer Wiedereinreise nach Deutschland

Radikalisierungs-
prozesse

Terroristische
 Ausbildungslager

ISLAMISMUS / ISLAMISTISCHER TERRORISMUS

210



ein besonderes Sicherheitsrisiko dar. Von diesem Personenkreis

kšnnen bei einer erneuten Einreise nach Deutschland sicher-

heitsgefŠhrdende AktivitŠten drohen bzw. bei Verbleib in der

 Region GefŠhrdungen deutscher oder auslŠndischer Interessen,

z.B. in Afghanistan bzw. Pakistan, ausgehen.

RŸckkehrer aus den ãJihadÒ-Gebieten genie§en in der islamisti-

schen Szene hohes Ansehen und kšnnen einer weiteren Radika-

lisierung bislang nicht gewaltbereiter Islamisten Vorschub lei-

sten. Insbesondere auf junge Menschen Ÿben diese RŸckkehrer

eine besondere Anziehungskraft aus.

Den Sicherheitsbehšrden des Bundes liegen derzeit Informatio-

nen zu insgesamt rund 220 Personen mit Deutschland-Bezug

(deutsche Staatsangehšrige mit Migrationshintergrund bzw.

Konvertiten sowie in Deutschland aufhŠltig gewesene Personen

anderer Staatsangehšrigkeit) und islamistisch-terroristischem

Hintergrund vor, die seit Beginn der 1990er Jahre eine paramili-

tŠrische Ausbildung erhalten haben sollen bzw. eine solche

 beabsichtigten. Zu 70 dieser 220 Personen existieren konkrete

Hinweise, die fŸr eine absolvierte paramilitŠrische Ausbildung

sprechen.

Am 13. Januar 2010 wurden in Spanien fŸnf nordafrikanische

 Islamisten aufgrund ihrer UnterstŸtzung von ãal-QaidaÒ zu Haft-

strafen zwischen fŸnf und neun Jahren verurteilt. Ihnen wurde

u.a. die UnterstŸtzung der AttentŠter zur Last gelegt, die die Ter-

roranschlŠge vom 11. MŠrz 2004 in Madrid verŸbt haben.

Ein mutma§licher AnfŸhrer einer Gruppierung, die zum Terror-

netzwerk von ãal-QaidaÒ gehšren soll, wurde Anfang Mai 2010

in Paris festgenommen. Die aus ca. 25 Personen bestehende

Gruppe soll  eine Reihe gro§angelegter AnschlŠge in Nordafrika

geplant haben. 24 Mitglieder der Gruppe wurden bereits im

April 2010 in Marokko festgenommen.

In Belgien wurden Anfang Mai 2010 acht Angeklagte mit Ver-

bindungen zu ãal-QaidaÒ zu Haftstrafen zwischen drei und acht

Jahren verurteilt. Das Gericht sah es als erwiesen an, dass die

Gruppe Personen rekrutiert hatte, die anschlie§end im

 afghanisch-pakistanischen Grenzgebiet im Umgang mit Waffen

und Sprengstoffen ausgebildet wurden.

Entwicklungen 
in Europa
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In mehreren FŠllen waren die Anfang 2006 auch in deutschen

Medien veršffentlichten Karikaturen Ÿber den Propheten

 Muhammad entscheidendes Motiv fŸr AnschlŠge. Die erstmals

im September 2005 in der dŠnischen Zeitung Jyllands-Posten ver-

šffentlichten Karikaturen hatten massive Ð in der islamischen

Welt z.T. gewalttŠtige Ð Proteste ausgelšst.

Am 1. Januar 2010 entging der Karikaturist Kurt Westergaard in 

seinem Haus in DŠnemark nur knapp einem Anschlag durch

einen Somalier, der Ÿber enge Verbindungen zur somalischen 

islamistisch-terroristischen Gruppierung ãal-ShababÒ (vgl.

Kap. II, Nr. 3.3) verfŸgen soll.

Am 8. Juli 2010 wurden ein kurdischstŠmmiger irakischer Staats-

angehšriger in Duisburg sowie ein norwegischer und ein usbe-

kischer Staatsangehšriger in Oslo festgenommen. Der irakische

Staatsangehšrige rŠumte ein, mit den beiden anderen Festge-

nommenen Attentate geplant zu haben. Hinweise deuten dar-

auf hin, dass das Verlagshaus der dŠnischen Zeitung Jyllands-

Posten Ziel eines geplanten Anschlags gewesen sein kšnnte.

Am 10. September 2010 wurde in Kopenhagen ein mutma§licher 

AttentŠter festgenommen. Er steht unter Verdacht, einen

 Anschlag auf die Redaktion von Jyllands-Posten in Viby 

(DŠnemark) geplant zu haben. Es handelt sich um einen

 Tschetschenen, der seit einigen Jahren in Belgien lebt.

Am 11. Dezember 2010 kam ein schwedischer Staatsangehšriger 

irakischer Herkunft bei einem Selbstmordanschlag in der

 Innenstadt von Stockholm ums Leben. Er soll vor seiner Tat in

einer E-Mail Bezug auf den ãJihadÒ und den Einsatz schwedischer

Soldaten in Afghanistan genommen haben.

Am 29. Dezember 2010 wurden in Kopenhagen zwei schwedi-

sche, ein irakischer und ein tunesischer Staatsangehšriger sowie

in Stockholm ein schwedischer Staatsangehšriger festgenom-

men. Ihnen wird die Vorbereitung eines terroristischen

 Anschlags auf Jyllands-Posten vorgeworfen.

In Australien wurden am 15. Februar 2010 fŸnf Islamisten wegen

der Planung von BombenanschlŠgen zu Haftstrafen zwischen

23 und 28 Jahren verurteilt. Die geplanten Attentate waren als

Entwicklungen
weltweit

ISLAMISMUS / ISLAMISTISCHER TERRORISMUS

212



ãVergeltungÒ fŸr den australischen Einsatz in Afghanistan

 gedacht.

Ein US-amerikanischer Staatsangehšriger pakistanischer Her-

kunft gab am 18. MŠrz 2010 vor einem Gericht in Chicago zu, an

den Planungen der AnschlŠge in der indischen Finanzmetropole

Mumbai beteiligt gewesen zu sein. Im Falle einer Verurteilung

droht ihm eine lebenslange Freiheitsstrafe.

Bei AnschlŠgen in der indischen Finanzmetropole Mumbai in

der Zeit vom 26. bis 29. November 2008 waren 172 Personen ums 

Leben gekommen, darunter drei Deutsche. Die AnschlŠge wer-

den mit der pakistanischen islamistisch-terroristischen Organi-

sation ãLashkar-e-TaibaÒ (LeT Ð ãArmee der ReinenÒ) in Verbin-

dung gebracht.

Ein US-amerikanischer Staatsangehšriger pakistanischer Her-

kunft wurde am 5. Oktober 2010 in New York zu lebenslanger

Haft verurteilt. Das Gericht sah es als erwiesen an, dass er am

1. Mai 2010 einen mit Sprengstoff beladenen GelŠndewagen am

Times Square in New York zur Explosion bringen wollte. Nur das

technische Versagen des Sprengsatzes hatte das Attentat ver-

hindert.

Die Bedeutung Afghanistans als Schauplatz des islamistischen 

Terrorismus blieb auch im Jahr 2010 weiterhin hoch.

Bei KŠmpfen und terroristischen Angriffen wurde eine Vielzahl

von Menschen getštet, darunter auch Angehšrige der Bundes-

wehr. Bereits seit 2005 / 2006 verstŠrkten insbesondere die

 ãTalebanÒ den Druck auf die multinationalen Truppen, die im

Rahmen der Mission der ãInternational Security Assistance

ForceÒ (ISAF) unter FŸhrung der NATO den Wiederaufbau in

 Afghanis tan unterstŸtzt. Der Deutsche Bundestag verlŠngerte

auf Antrag der Bundesregierung das ISAF-Mandat am 

26. Februar 2010 bis zum 28. Februar 2011.

Am 15. April 2010 wurden bei einem Anschlag im Distrikt

Baghlan, rund 80 Kilometer sŸdlich von Kunduz, vier deutsche

Soldaten getštet und fŸnf weitere Ð z.T. schwer Ð verletzt. Insge-

samt kamen im Laufe des Jahres 2010 acht deutsche Soldaten in

Afghanistan ums Leben.

Lage in Afghanistan
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Die Gewalt in Afghanistan richtete sich auch gegen auslŠndische

Zivilisten. So wurde ein deutscher Sicherheitsberater am 

2. Juli 2010 Opfer eines Selbstmordanschlags auf ein GŠstehaus

in Kunduz. Am 5. August 2010 wurden bei einem Attentat neun

Menschen getštet, darunter eine deutsche Staatsangehšrige, die

als Mitglied eines €rzteteams in der Provinz Badachschan arbei-

tete.

2. ãal-QaidaÒ (ãDie BasisÒ)

2.1 Kern-ãal-QaidaÒ

Die von Usama Bin Ladin gegrŸndete ãal-QaidaÒ verfolgt weiter-

hin eine Doppelstrategie: Durch eine Vielzahl propagandisti-

scher AktivitŠten im Internet tritt sie einerseits als ãvirtuelleÒ

 Organisation auf, die Impulse fŸr die Aktivisten setzt; anderer-

seits ist sie verstŠrkt darum bemŸht, ihre operative Handlungs-

fŠhigkeit sicherzustellen. Mit TerroranschlŠgen und Aufrufen

zum gewaltsamen ãJihadÒ strebt ãal-QaidaÒ ihre Hauptziele an:

Das ZurŸckdrŠngen westlichen Einflusses auf muslimische LŠn-

der sowie den Sturz der nach Ansicht von ãal-QaidaÒ ãvom Glau-

ben abgefallenenÒ Regierungen im Nahen und Mittleren Osten

sowie in Nordafrika. Sie verfŸgt weltweit Ÿber ein schwer ein-

schŠtzbares Potenzial von AnhŠngern, die sich der ãal-QaidaÒ-

Ideologie verschrieben haben. Bestandteil dieser Ideologie ist

ein pan-islamischer Ansatz, der weltweit eine Verteidigung der

muslimischen Gemeinschaft gegen ãUnglŠubigeÒ vorgibt, ver-

bunden mit einer militanten Ablehnung der westlichen

 Gemeinschaft und deren Werten.
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Mitglieder/AnhŠnger 
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Eine zentral ausgerichtete FŸhrung durch die insbesondere von 

Bin Ladin und seinem Stellvertreter Aiman al-Zawahiri verkšr-

perte Kern-ãal-QaidaÒ dŸrfte durch deren anhaltende Fluchtbe-

wegungen Ð mutma§lich in der afghanisch-pakistanischen

Grenzregion Ð weiterhin erheblich erschwert sein. DarŸber

 hinaus hatte die Organisation im Jahr 2010 den Verlust hoch-

rangiger Mitglieder zu verzeichnen. Obwohl die Drohnenan-

griffe im afghanisch-pakistanischen Grenzgebiet zunahmen, hat

sich die Region als Planungs- und AusbildungsstŸtzpunkt fŸr  

ãal-QaidaÒ und assoziierte Gruppierungen etabliert.

Auch im Jahr 2010 gab es mehrere ErklŠrungen von ãal-QaidaÒ-

FŸhrern. In einer am 1. Juni 2010 in ãjihadistischenÒ Internetfo-

ren veršffentlichten ãErklŠrung Ÿber das MŠrtyrertum des glor-

reichen Helden Shaikh Mustafa Abu al-YazidÒ sprach die FŸh-

rung von ãal-QaidaÒ der ãislamischen GemeinschaftÒ GlŸck-

wŸnsche anlŠsslich des ãMŠrtyrertodsÒ von Abu al-Yazid aus. Die

ãMujahidinÒ wŸrden ihren Weg weiter beschreiten, dabei werde

sie nichts erschŸttern oder stoppen. Der in der Hierarchie der

Kern-ãal-QaidaÒ an dritter Stelle gefŸhrte Abu al-Yazid soll bei

einem Drohnenangriff ums Leben gekommen sein.

Al-Zawahiri verurteilte in einer am 16. August 2010 festgestell-

ten Videobotschaft ãAn das muslimische tŸrkische VolkÒ die

ãBlockade des Gaza-StreifensÒ als ãVerbrechen der kreuzzŸgle-

risch-zionistischen AllianzÒ und als ãTeil der Kampagne gegen

die islamische GemeinschaftÒ. Die tŸrkische Bevšlkerung mŸsse

ihre Regierung dazu zwingen, jegliche Zusammenarbeit mit

 Israel zu beenden. Al-Zawahiri pries in der Botschaft neben

 anderen tŸrkischstŠmmigen ãMŠrtyrernÒ CŸneyt Ciftci. Der in

Deutschland geborene tŸrkische Staatsangehšrige Ciftci hatte

bei einem Selbstmordanschlag auf einen US-amerikanischen

 MilitŠrstŸtzpunkt im Osten Afghanistans im MŠrz 2008 zwei  

US-amerikanische Soldaten und mehrere afghanische Zivilisten

getštet.

AnlŠsslich des neunten Jahrestages der AnschlŠge vom 

11. September 2001 wurde am 15. September 2010 in ãjihadisti-

schenÒ Internetforen eine Audiobotschaft von al-Zawahiri ver-

šffentlicht, in der er die ãErrungenschaftenÒ der ãMujahidinÒ 

Ð insbesondere in Afghanistan Ð in den vergangenen neun Jah-

ren hervorhob.

Neue
 Verlautbarungen
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Auch Bin Ladin meldete sich im Jahr 2010 zu Wort. So wurden am

1. und 2. Oktober 2010 Audiobotschaften in „jihadistischen“

 Internetforen veröffentlicht, in denen Bin Ladin vor dem Hin-

tergrund der Flutkatastrophe in Pakistan die „Klimaerwärmung“

thematisierte. Er kritisierte, dass man die Hilfe für das pakistani-

sche Volk „den Ungerechten in Washington“ überlassen würde.

Auch im Jahr 2010 gab es diverse Strafverfahren gegen Mitglie-

der von „al-Qaida“:

! Am 19. Juli 2010 verurteilte das OLG Koblenz einen türkischen

Staatsangehörigen wegen Mitgliedschaft in einer ausländi-

schen terroristischen Vereinigung („al-Qaida“) sowie Unter-

stützung dieser Vereinigung in zwei Fällen zu einer Gesamt-

freiheitsstrafe von sechs Jahren. Der Mitangeklagte, ein deut-

scher Staatsangehöriger türkischer Herkunft, wurde wegen

Unterstützung von „al-Qaida“ in zwei Fällen zu einer

 Gesamtfreiheitsstrafe von zwei Jahren und sechs Monaten

verurteilt. Das Gericht sah es als erwiesen an, dass die beiden

aus dem Raum Stuttgart stammenden Angeklagten im Auf-

trag eines deutschen Staatsangehörigen pakistanischer Her-

kunft die Ziele von „al-Qaida“ aktiv unterstützt hatten.

! Der betreffende deutsche Staatsangehörige pakistanischer

Herkunft war am 13. Juli 2009 vom OLG Koblenz wegen Mit-

gliedschaft in einer ausländischen terroristischen Vereini-

gung und Verstößen gegen das Außenwirtschaftsgesetz zu

einer Freiheitsstrafe von acht Jahren verurteilt worden. Das

Gericht hatte festgestellt, dass der Angeklagte seit Juni 2004 in

die Organisation und Befehlsstruktur von „al-Qaida“ einge-

bunden war. Er hatte Rekruten für eine Ausbildung in Lagern

von „al-Qaida“ im afghanisch-pakistanischen Grenzgebiet

 angeworben sowie finanzielle und logistische Hilfe für die

 Organisation geleistet.

Das Urteil ist seit dem 19. November 2010 rechtskräftig.

! Am 22. September 2010 erhob die Bundesanwaltschaft vor

dem OLG München Anklage gegen sieben deutsche Staats-

angehörige und einen türkischen Staatsangehörigen u.a.

wegen Unterstützung der ausländischen terroristischen Ver-

einigungen „al-Qaida“, „al-Qaida im Irak“ und „Ansar  

al-Islam-Gruppe“ (AAI). Der Anklageschrift zufolge sollen die

in Deutschland lebenden Angeschuldigten Mitglieder der

vornehmlich im Internet agierenden deutschen Sektion der

„Globalen Islamischen Medienfront“ (GIMF) sein und über das

Festnahmen und
Verurteilungen
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Internet Propagandamaterial von „al-Qaida“, „al-Qaida im

Irak“ und AAI verbreitet haben. Neun dieser Veröffentli-

chungen seien darauf angelegt gewesen, für „al-Qaida“ – in

einem Fall für „al-Qaida im Irak“ – neue Mitglieder oder

 Unterstützer zu gewinnen. Der Gründer der GIMF, ein öster-

reichischer Staatsangehöriger ägyptischer Herkunft, war

 bereits im März 2008 vom Landesgericht Wien u.a. wegen

 Beteiligung an einer terroristischen Vereinigung zu einer

Freiheitsstrafe von vier Jahren verurteilt worden.

! Das OLG Düsseldorf hatte im Dezember 2007 zwei 

Angeklagte wegen Mitgliedschaft in einer ausländischen ter-

roristischen Vereinigung („al-Qaida“) und einen dritten

 Angeklagten wegen Unterstützung dieser Vereinigung,

 jeweils begangen in Tateinheit mit versuchtem Betrug, zu

Freiheitsstrafen zwischen dreieinhalb und sieben Jahren ver-

urteilt. Das Gericht sah es als erwiesen an, dass die Angeklag-

ten durch einen groß angelegten Betrug versucht hatten,

ca. 4,3 Millionen Euro aus Lebensversicherungen für  

„al-Qaida“ zu beschaffen. Dafür sollte verschiedenen Versi-

cherungsunternehmen der tödliche Verkehrsunfall eines der

Angeklagten vorgetäuscht werden. Der BGH hatte am 

14. August 2009 die Strafe, die gegen einen der Angeklagten

verhängt worden war, aufgehoben und den Fall an das OLG

Düsseldorf zurückverwiesen. Dieses verringerte am 

4. Februar 2010 das frühere Strafmaß um sechs Monate auf

fünfeinhalb Jahre Freiheitsstrafe.
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2.2 „al-Qaida im Irak“ / „Islamischer Staat Irak“

Die Sicherheitslage im Irak hat sich in den vergangenen Jahren

Ð auch bedingt durch eine massive Aufstockung der US-ameri-

kanischen Truppen im Land Ð stabilisiert. Es ist jedoch fraglich,

ob sich diese Entwicklung nach dem Abzug eines Gro§teils dieser

Truppen Ende August 2010 fortsetzen wird. Die noch im Irak ver-

bleibenden US-amerikanischen Truppen sollen hauptsŠchlich in

der Ausbildung der irakischen SicherheitskrŠfte eingesetzt wer-

den.

Seit Oktober 2006 tritt ãal-Qaida im IrakÒ nach au§en hin unter

der Bezeichnung ãIslamischer Staat IrakÒ Ð ein (fiktives) islamis -

tisches Emirat Ð auf.

Einige islamistisch-terroristische Gruppierungen, insbesondere 

ãal-Qaida im IrakÒ / ÒIslamischer Staat IrakÒ, verŠnderten ihre

Strategie im Jahr 2010. Sie fŸhrten zahlenmŠ§ig weniger, jedoch

grš§ere und šffentlichkeitswirksamere AnschlŠge durch.

So wurden am 4. April 2010 mehrere Botschaften angegriffen,

darunter auch die Deutsche Botschaft. Zu den AnschlŠgen

 bekannte sich ãal-Qaida im IrakÒ in einem KommuniquŽ, in dem

der Anschlag auf die Deutsche Botschaft mit dem Einsatz der

Bundeswehr in Afghanistan gerechtfertigt wurde.

Am 5. Mai 2010 wurden in einer konzertierten Aktion, die  

ãal-Qaida im IrakÒ zugerechnet wurde, bei mehreren AnschlŠ-

gen im gesamten Irak Ÿber 100 Menschen getštet. Weitere lan-

desweite Anschlagsserien wurden im August und im November

2010 durchgefŸhrt.
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Darüber hinaus wurde am 31. Oktober 2010 eine syrisch-katholi-

sche Kirche in Bagdad während eines Gottesdienstes von

 Bewaffneten gestürmt und die Besucher des Gottesdienstes als

Geiseln genommen. Bei der Geiselnahme und während der

 Erstürmung der Kirche durch irakische und US-amerikanische

Sicherheitskräfte kamen mehr als 50 Personen ums Leben.

In mehreren Kommuniqués bekannte sich der „Islamische Staat

Irak“ zu der Tat und begründete diese als Versuch der Freipres-

sung von angeblich in einem ägyptischen Kloster festgehalte-

nen zum Islam konvertierten Frauen. Ein Sprecher des 

„Islamischen Staates Irak“ drohte in diesem Zusammenhang mit

 Anschlägen gegen Christen in der gesamten Region:

„Wenn eure Kirchen zu Gefängnissen für Musliminnen werden, so

werden eure Kirchen zu euren eigenen Grabstätten.“

(Audiobotschaft des „Islamischen Staates Irak“ vom 

1. November 2010)

Ungeachtet dieser öffentlichkeitswirksamen Taten richtete sich

die überwiegende Anzahl der terroristischen Anschläge im Irak

gegen irakische Sicherheitskräfte bzw. Regierungsvertreter, sun-

nitische Stammesmilizen und Schiiten.

Neben den terroristischen Anschlägen stellen auch die anhal-

tenden ethnisch-konfessionellen Spannungen sowie die ausge-

prägte Gewaltbereitschaft militanter und krimineller Gruppen

eine Bedrohung für die irakische Bevölkerung und im Irak auf-

hältige Ausländer dar.

Am 18. April 2010 wurden bei einer Operation irakischer Sicher-

heitskräfte mit US-amerikanischer Unterstützung Ayyub  

al-Masri und Abu Umar al-Baghdadi getötet. Al-Masri war der

Führer von „al-Qaida im Irak“ und „Premier- und Kriegsminister“

des „Islamischen Staates Irak“, „al“-Baghdadi sogenannter Emir

des „Islamischen Staates Irak“.

Mitte Mai 2010 benannte der „Islamische Staat Irak“ in einer über

„jihadistische“ Internetforen verbreiteten Erklärung Abu Bakr 

al-Baghdadi al-Husaini al-Qurashi als Nachfolger al-Baghdadis.
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Am 14. Mai 2010 kŸndigte der neue ãKriegsministerÒ des 

ãIslamischen Staates IrakÒ, al-Nasir li-Din Allah Abu Sulaiman,

die Fortsetzung des Kampfes an:

ãWir werden nicht Ÿber unsere Religion verhandeln. Wir werden

nicht vom Weg des Jihad abweichen. Wir werden uns nicht mit mit-

telmŠ§igen Lšsungen einverstanden erklŠren. Zwischen uns und

den UnglŠubigen ist nur das Schwert des Islam, mit dem wir kŠmp-

fen, bis Allah zwischen uns und ihnen urteilt.Ó

(ãJihadistischeÒ Internetforen, 14. Mai 2010)

Die Organisation zeigte erneut, dass sie trotz eines hohen 

Verfolgungsdrucks in der Lage ist, vakante FŸhrungspositionen

relativ schnell wieder zu besetzen.

Jedoch konnte ãal-Qaida im IrakÒ auch im Jahr 2010 ihren selbst

propagierten FŸhrungsanspruch innerhalb des sunnitisch-

terroristischen ãWiderstandsÒ im Irak nicht durchsetzen und

bleibt somit weitgehend isoliert. Die ehemals mit ihr kooperie-

renden terroristischen Gruppierungen wandten sich vor allem

gegen den Anspruch von ãal-Qaida im IrakÒ, die einzig legitime

Vertreterin der sunnitischen Interessen zu sein.

Es muss damit gerechnet werden, dass die Organisation auch 

zukŸnftig schwerwiegende AnschlŠge im Irak begehen wird.

Strukturen von ãal-Qaida im IrakÒ in Deutschland sind bislang

nicht bekannt.
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2.3 ãal-Qaida im islamischen MaghrebÒ (AQM)

Die ãSalafistische Gruppe fŸr Predigt und KampfÒ (ãGroupe

 Salafiste pour la PrŽdication et le CombatÒ Ð GSPC) hatte sich

Ende der 1990er Jahre von der algerischen ãBewaffneten Islami-

schen GruppeÒ (ãGroupe Islamique ArmŽÒ Ð GIA) abgespalten.

Die GSPC war im Jahr 2003 u.a. fŸr die EntfŸhrung von 32 Touri-

sten, da runter 16 Deutsche, im SŸden Algeriens verantwortlich.

Nachdem sich die GSPC bereits seit LŠngerem um ideologische 

AnnŠherung an ãal-QaidaÒ bemŸht hatte, wurde der Beitritt der

GSPC zu ãal-QaidaÒ am 11. September 2006 offiziell bekanntge-

geben. Seit Januar 2007 nennt sich die Gruppierung ãal-Qaida im

islamischen MaghrebÒ (AQM).

Die AQM ist die derzeit grš§te und aktivste islamistisch-terrori-

stische Organisation im Maghreb. Seit dem Anschluss an 

ãal-QaidaÒ bedient sie sich neuer Anschlagsstrategien, u.a.

 AnschlŠge durch SelbstmordattentŠter und Erweiterung des

Zielspektrums auf auslŠndische StaatsbŸrger und Einrichtun-

gen.

Obwohl Algerien effektiv gegen die Organisation vorgeht und

die Zahl der AnschlŠge und EntfŸhrungen im Vergleich zu den

vergangenen Jahren deutlich gesunken ist, hat die AQM den

 Anspruch einer Ÿberregionalen Gruppierung gefestigt. So sind

AktivitŠten der AQM in weiten Teilen Nordafrikas festzustellen.

Dort rekrutiert die Organisation auch Ÿberwiegend ihre Mit-

glieder (insbesondere in Mali und Mauretanien, aber auch in

 Tunesien und Libyen).

Am 24. Juli 2010 tštete die AQM einen franzšsischen Staatsange-

hšrigen, den sie am 24. April 2010 in Niger entfŸhrt hatte. Am 
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30. Juni 2010 ermordete die AQM im Grenzgebiet zu Mali 

13 algerische Polizisten.

Des Weiteren wurden am 16. September 2010 in der nordnigri-

schen Stadt Arlit fünf Franzosen, ein Togoer und ein Madagasse

von Unbekannten entführt und der AQM übergeben.

Im gesamten nördlichen Afrika muss mit weiteren Anschlägen

gegen westliche Ausländer bzw. Einrichtungen gerechnet wer-

den. Darüber hinaus besteht für westliche Ausländer in den an

die Sahara angrenzenden Staaten die Gefahr fort, Opfer von Ent-

führungen zu werden.

Strukturen der AQM in Deutschland sind bislang nicht bekannt.

2.4 ãal-Qaida auf der Arabischen HalbinselÒ (AQAH)

„Al-Qaida im Jemen“ (AQJ), die noch im Jahr 2003 als weitgehend

zerschlagen galt, erstarkte 2006 unter der Führung von 

al-Wuhaishi wieder und machte durch eine Reihe von Anschlä-

gen auf sich aufmerksam – insbesondere durch den Anschlag

gegen die US-amerikanische Botschaft in Sanaa (Jemen) am

17. September 2008, bei dem mindestens 16 Personen getötet

wurden.

Im Januar 2009 schlossen sich AQJ und „al-Qaida“-Kräfte aus 

Saudi-Arabien zur „al-Qaida auf der Arabischen Halbinsel“

(AQAH) zusammen. Die bis dahin ausschließlich im Jemen aktive

AQJ erweiterte hierdurch ihren terroristischen Aktionsradius auf

Saudi-Arabien.

Ausblick
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Ziel der AQAH ist die Beseitigung ausländischer Einflüsse von der

Arabischen Halbinsel sowie der Kampf gegen die von ihr als 

unislamisch angesehenen Regierungen, z.B. in Saudi-Arabien.

In einem Interview rechtfertigte al-Wuhaishi hierbei auch die

Tötung von Touristen und westlichen Ausländern.

Mehrere Anschläge im Jemen und in Saudi-Arabien im Jahr 2009

zeigten die operative Handlungsfähigkeit der AQAH, u.a. der 

versuchte Anschlag auf den für Terrorismusbekämpfung

 zuständigen saudi-arabischen Vize-Innenminister, die versuchte

Sprengung eines Flugzeugs der Delta-Airlines mit 278 Menschen

an Bord auf dem Flug von Amsterdam nach Detroit am 

25. Dezember 2009, zu der sich die AQAH am 28. Dezember 2009

im Internet bekannt hatte, sowie die Entführung einer fünfköp-

figen deutschen Familie im Juni 2009 im Jemen. Die Familie war

zusammen mit zwei deutschen Frauen und einer Südkoreanerin

– die drei Frauen wurden ermordet – sowie einem Briten in der

nordjemenitischen Provinz Saada entführt worden. Am 

18. Mai 2010 wurden zwei der Töchter durch saudi-arabische

 Sicherheitskräfte befreit. Die Eltern und das dritte Kind der

 Familie werden weiterhin vermisst. 

Als Reaktion auf diese Aktivitäten wurden im Jahr 2010 im Jemen

und in Saudi-Arabien Exekutivmaßnahmen gegen die AQAH

und ihre Mitglieder durchgeführt.

Ende Juni/Anfang Juli 2010 erschien die erste Ausgabe des eng-

lischsprachigen Online-Magazins „Inspire“ der AQAH. Das

 Magazin soll die Internet-Propaganda unterstützen, mit der Mus-

lime aufgerufen werden, mit einfachen Mitteln Anschläge zu

 begehen.

Am 29. Oktober 2010 wurde auf den Flughäfen von East Midlands

(Großbritannien) und Dubai (Vereinigte Arabische Emirate)

 jeweils ein Paket mit einem Sprengsatz sichergestellt. Die Pakete

waren zuvor im Jemen aufgegeben worden und sollten per Luft-

fracht an Ziele in Chicago versandt werden.

Die Untersuchung einer der beiden Paketbomben ergab, dass

das Frachtflugzeug, das bei einer Zwischenlandung auf dem

Flughafen East Midlands nahe Nottingham gestoppt worden
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war, Ÿber der US-amerikanischen AtlantikkŸste explodieren

sollte.

Die AQAH bekannte sich am 5. November 2010 im Internet in

einer auf den 2. November 2010 datierten ErklŠrung zu den ver-

eitelten AnschlŠgen, die auch in einer Sonderausgabe des

 Magazins ãInspireÒ thematisiert wurden.

Dort hei§t es, die Paketbomben seien Teil einer langfristigen

ãStrategie der 1.000 SchnitteÒ. Ziel sei nicht die grš§tmšgliche

Zahl an Opfern, sondern die wirtschaftliche SchwŠchung des

Westens. Mit nur 4.200 US-Dollar, die die Herstellung und Ver-

sendung der Paketbomben gekostet hŠtten, sei es mšglich

 gewesen, Milliardenkosten und Millionen Arbeitsstunden fŸr

den Westen zu verursachen.

Strukturen bzw. UnterstŸtzer der AQAH in Deutschland sind bis-

lang nicht bekannt.

Auf der Arabischen Halbinsel, insbesondere im Jemen und in 

Saudi-Arabien, stehen neben staatlichen Institutionen und Ein-

richtungen der …lindustrie auch Interessen westlicher Staaten

im Zielspektrum der AQAH. Es muss daher mit weiteren

 AnschlŠgen, aber auch mit gezielten EntfŸhrungen und Tštun-

gen westlicher AuslŠnder, gerechnet werden. DarŸber hinaus

zeigen die vereitelten PaketbombenanschlŠge, dass die AQAH

ihren Aktionsradius Ÿber die Arabische Halbinsel hinaus ausge-

dehnt hat.

Ausblick
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3. Regionale „jihadistische“ Gruppierungen

3.1 „Ansar al-Islam-Gruppe“ (AAI)

(„Gruppe der Anhänger des Islam“)

Die AAI entstand im Jahr 2001 aus einem Zusammenschluss ver-

schiedener ãjihadistischÒ orientierter kurdischer Splittergrup-

pen im Nordirak. Nach mehreren Umbenennungen, zuletzt im

Sommer 2006 in ãAnsar al-Sunna-GruppeÒ, tritt sie seit Ende

 November 2007 wieder als AAI auf.

Anfang Mai 2010 wurde ihr langjŠhriger AnfŸhrer, Abu Abdal-

lah al-ShafiÕi, von irakischen SicherheitskrŠften festgenommen.

Seit Herbst 2003 sieht sich die AAI als Teil des sunnitisch-terrori-

stischen ãWiderstandsÒ im Irak. Ihr ursprŸngliches Ziel, die 

Errichtung eines islamischen Staates im kurdischen Teil des Irak, 

geriet in den Hintergrund. Die AAI passte sich weitgehend den

Zielen des sunnitisch-terroristischen ãWiderstandsÒ an, dessen

Bestrebungen sich primŠr auf den Kampf gegen die Koalitions-

streitkrŠfte und die gewaltsame Beseitigung des irakischen Staa-

tes konzentrierten.

Diese Ziele wurden im September 2010 in zwei in ãjihadistischenÒ 

Internetforen veršffentlichten ErklŠrungen erneut bekrŠftigt.

Erstmals erklŠrte die AAI jedoch auch deutlich ihre Ablehnung

gegenŸber einem Zusammenschluss mit anderen Organisatio-

nen und betonte ihre UnabhŠngigkeit.

Die nahezu ausschlie§lich kurdischstŠmmigen AnhŠnger der

AAI in Deutschland orientierten sich bislang weitgehend an den

Vorgaben der terroristischen Kerngruppe im Irak. Sie unter -

Anhänger der AAI
in Deutschland
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stŸtzen die Ziele der AAI vor allem durch die Beschaffung von

Geldmitteln (hauptsŠchlich durch Spendensammlungen) und

deren Transfer in den Irak. Im Jahre 2010 wurden jedoch keine

Informationen erlangt, die auf aktuelle konkrete Verbindungen

zwischen der AAI-Kerngruppe im Irak und ihren AnhŠngern in

Deutschland schlie§en lassen. Auch wurden im Jahr 2010 keine

UnterstŸtzungshandlungen zugunsten der AAI im Irak beob-

achtet.

AnhŠnger der AAI in Deutschland befŸrworten ãjihadistischeÒ

AktivitŠten im Irak Ð auch die Aktionen anderer Gruppierungen.

Die sonst Ÿblichen UnterstŸtzungshandlungen (hauptsŠchlich

die Beschaffung von Geldmitteln durch Spendensammlungen)

wurden allerdings im Jahr 2010 nicht beobachtet. 

UnabhŠngig vom Organisationsbezug besteht in Deutschland

ein Personenpotenzial irakischer Kurden, das islamistisch-ter-

roristische AktivitŠten im Irak als legitim ansieht.

3.2 „Islamische Jihad-Union“ (IJU)

Bei der IJU handelt es sich um eine im Jahr 2002 bekannt gewor-

dene Abspaltung der IBU.

Die IBU wurde 1998 in Kabul (Afghanistan) nach dem Friedens-

abkommen zwischen der tadschikischen Regierung und der

 islamischen Opposition Tadschikistans gegrŸndet; VorgŠnger-

organisationen bestanden bereits seit 1990. Die IBU strebt die

 politische und militŠrische Destabilisierung der gesamten

 Region an. Zu diesem Zweck fŸhrt die Gruppierung dort

 gewalttŠtige Aktionen durch, wie z.B. EntfŸhrungen und

 bewaffnete Angriffe auf staatliche Einrichtungen.
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Nachdem sich die IJU zunŠchst auf die Errichtung eines islami-

schen Staates in Usbekistan konzentriert hatte, hat sie mittler-

weile ihren Wirkungskreis im Sinne des globalen ãJihadÒ auch

auf Europa ausgeweitet.

Die GrŸndungsmitglieder der IJU hatten bereits in den 1990er

Jahren die usbekische Regierung bekŠmpft, waren jedoch durch

deren Gegenma§nahmen ins afghanisch-pakistanische Grenz-

gebiet verdrŠngt worden, wo sie sich mit den ãTalebanÒ verbŸn-

deten und sich an deren Kampf in Afghanistan beteiligten.

Durch gemeinsame Aufenthalte in terroristischen Ausbildungs-

lagern knŸpfte die IJU auch Kontakte zu islamistisch-terroristi-

schen Gruppierungen in Pakistan und zur Kern-ãal-QaidaÒ.

Mit den SelbstmordanschlŠgen gegen die israelische und die 

US-amerikanische Botschaft am 30. Juli 2004 in der usbekischen

Hauptstadt Taschkent ging die IJU erstmals gegen westliche 

Einrichtungen vor.

Auch Deutschland steht im Fokus der Gruppierung. Drei der vom

OLG DŸsseldorf verurteilten Angeklagten der sogenannten 

Sauerland-Gruppe waren bis zu ihrer Festnahme im September

2007 Mitglieder der IJU, die vierte Person ist UnterstŸtzer der

Gruppierung (vgl. Kap. II, Nr. 1).

Der deutsche Konvertit Eric Breininger, der Verbindungen zur

sogenannten Sauerland-Gruppe unterhielt, bestŠtigte in einem

frŸheren, im Internet veršffentlichten Interview seinen

 Anschluss an die IJU. Gegen Ende 2009 lšste er sich wieder von

dieser Gruppierung und schloss sich in Pakistan den ãDeutschen

Taliban MujahideenÒ an. Breininger warb in diversen Internet-

veršffentlichungen der ãDeutschen Taliban MujahideenÒ fŸr die

UnterstŸtzung des gewaltsamen ãJihadsÒ. Er wurde am 28. April

2010 bei einem Feuergefecht mit pakistanischen Sicherheits-

krŠften getštet.

Bei den ãDeutschen Taliban MujahideenÒ handelt es sich um eine

kleine Gruppierung, die vor allem aus deutschen Konvertiten,

Deutsch-TŸrken und TŸrken besteht. Nach eigenem Bekunden

sind die ãDeutschen Taliban MujahideenÒ den ãTalebanÒ zuzu-

rechnen; eine entsprechende BestŠtigung der ãTalebanÒ erfolgte
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jedoch nie. Die „Deutschen Taliban Mujahideen“ traten erstma-

lig im September 2009 in einem von der „Medienstelle Elif

Medya“ produzierten Video in Erscheinung. Seit Mai 2010 konn-

ten keine neuen Veröffentlichungen der Gruppierung festge-

stellt werden.

3.3 „al-Shabab“

Die „al-Shabab“ hat sich im Jahr 2006 von der „Union islamischer

Gerichtshöfe“ (UIG) abgespalten und sich im Wesentlichen aus

jungen, radikalen Kämpfern der UIG formiert. Sie sucht die ideo-

logische Nähe zu „al-Qaida“ und proklamierte in der Vergan-

genheit mehrfach ihre Zugehörigkeit zu dieser Organisation.

Die „al-Shabab“ ist die derzeit größte und einflussreichste 

islamistisch-terroristische Organisation in Somalia. Sie kontrol-

liert weite Gebiete in Süd- und Zentralsomalia sowie einen Groß-

teil der Hauptstadt Mogadischu. In ihrem Einflussbereich übt die

„al-Shabab“ ein rigoroses Gewaltregime aus, das sich gegen alle

vorgeblich unislamischen Verhaltensweisen (sogenannte hadd-

Delikte) richtet und diese unter Anwendung der im Koran fest-

gelegten Körperstrafen ahndet.

Zur Durchsetzung ihrer Ziele führt die Organisation Entführun-

gen – auch westlicher Ausländer – durch, begeht Bombenan-

schläge und ist in zunehmendem Maße auch für Selbstmord -

attentate verantwortlich.

Ziel der „al-Shabab“ ist der Sturz der von ihr als „unislamisch und

westlich“ angesehenen provisorischen somalischen Übergangs-

regierung, um ein „großsomalisches Kalifat“ unter Einschluss
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der äthiopischen Region Ogaden zu errichten und sämtliche

westlichen Einflüsse aus dem Land zurückzudrängen.

Ihrem Anspruch, zu „al-Qaida“ zu gehören, entsprechend ist die 

„al-Shabab“ bestrebt, ihren Aktionsradius zu erweitern. Bislang

hatten sich die Aktivitäten der „al-Shabab“ vor allem auf das

 somalische Staatsgebiet beschränkt.

Ihre internationale Handlungsfähigkeit verdeutlichte die  

„al-Shabab“ mit Selbstmordattentaten am 11. Juli 2010 in

 Kampala (Uganda). Bei nahezu zeitgleichen Explosionen in

einem Sportclub und einem Restaurant kamen während der

Übertragung des Finales der Fußball-Weltmeisterschaft 74 Per-

sonen ums Leben. Am 12. Juli 2010 übernahm der Sprecher der

„al-Shabab“ Ali Dheere die Verantwortung für die Anschläge.

Der Somalier, der am 1. Januar 2010 den Karikaturisten Kurt 

Westergaard in seinem Haus in Dänemark angegriffen hatte 

(vgl. Kap. II, Nr. 1), soll über enge Verbindungen zu „al-Shabab“

verfügen.

Gefestigte Organisationsstrukturen der „al-Shabab“ in Deutsch-

land sind nicht bekannt. Die Sicherheitsbehörden gehen von ein-

zelnen Unterstützern bzw. Sympathisanten aus.

4. Salafistische Bestrebungen

Dem Salafismus wird sowohl in Deutschland wie auch auf inter-

nationaler Ebene eine wachsende Bedeutung als ideologische

Grundlage beigemessen. Salafisten geben vor, ihre religiöse

 Praxis und Lebensführung ausschließlich an den Prinzipien des

Koran, dem Propheten Muhammad und an den vermeintlichen

Vorstellungen der ersten Muslime und der islamischen Frühzeit

auszurichten.

Ziel von Salafisten ist die vollständige Umgestaltung von Staat,

Gesellschaft und individuellem Lebensvollzug jedes einzelnen

Menschen nach diesen – als „gottgewollt“ postulierten – Nor-

men. 

Ausblick

Ziel
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Der salafistische Prediger Pierre Vogel fand dafür folgende

Worte:

„Ein Muslim ist jemand der (…) nach einer vollständigen Neugestal-

tung seines Lebens gemäß den offenbarten Anweisungen Gottes

strebt, und für die Gründung einer Gesellschaftsordnung arbeitet,

in der die Rechtleitung Gottes verwirklicht wird.“

(Undatierte Broschüre „Was ist Islam?“)

Jegliches Abweichen von salafistischen Grundsätzen, die als

 ursprünglicher und reiner Islam gedacht werden, lehnen Salafi-

s ten als nicht statthafte Verfälschung des Islam ab.

Zentraler salafistischer Glaubensinhalt ist die Ein(s)heit und Ein-

zigartigkeit Gottes. Für Salafisten ist Gott der einzig legitime Sou-

verän und Gesetzgeber. Die Scharia, die von Gott in seiner

 Offenbarung gesetzte Ordnung, sehen sie als Gesetz Gottes und

damit als unverletzlich und unaufhebbar und jeglicher weltli-

chen Gesetzgebung übergeordnet an.

Salafistische Bestrebungen unterteilen sich in eine politische

und eine „jihadistische“ Strömung. Vertreter des politischen

 Salafismus stützen sich auf intensive Propagandatätigkeit – die

sogenannte da’wa (Missionierung) – um ihre extremistische

Ideologie zu verbreiten und somit politischen und gesellschaft-

lichen Einfluss zu gewinnen. Die Anhänger des „jihadistischen“

Salafismus hingegen glauben ihre Ziele durch Gewaltanwen-

dung realisieren zu können.

Die Mehrzahl der salafistischen Einrichtungen in Deutschland

ist dem Phänomenbereich des politischen Salafismus zuzuord-

nen, u.a. der Verein „Einladung zum Paradies e.V.“ (EZP) und das

Netzwerk aus Predigern und Aktivisten um die Internetplatt-

form „Die Wahre Religion“ (DWR). Breitenwirkung wird insbe-

sondere über das Internet und eigens entwickelte Propagan-

daaktivitäten erzielt, die vor allem auf junge Muslime Anzie-

hungskraft ausüben und radikalisierungsfördernd wirken.

Der EZP kooperiert seit seiner Gründung im Jahr 2006 mit sala-

fistischen Predigern und hält gemeinsame Islamseminare ab.

Politische und
 „jihadistische“

Strömungen

„Einladung zum
 Paradies e.V.“ (EZP)
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Das um den EZP-Verein installierte Netzwerk führt Pilger- und

Sprachreisen durch und organisiert Infostände, an denen eigens

hergestellte Literatur sowie Propagandamaterial vertrieben wer-

den. Weiterer wesentlicher Bestandteil des Netzwerkes ist die

 gemeinschaftliche Internetpräsenz.

An den Verein angeschlossen ist eine Islamschule, die in deut-

scher Sprache eine umfangreiche Ausbildung in Islamstudien

nach den Lehrplänen der Universität Medina (Saudi-Arabien)

 anbietet. Das Studium wird überwiegend als Fernstudium über

das Internet betrieben.

Am 14. Dezember 2010 haben umfangreiche Durchsuchungen

bei dem EZP-Verein stattgefunden.

EZP-Strukturen mit entsprechenden Internetseiten existieren

 inzwischen u.a. auch in Bosnien und Herzegowina, Mazedonien

und der Türkei.

Die Internetplattform DWR wurde im Sommer 2005 ins Leben

gerufen. Auch DWR kooperiert bundesweit mit salafistischen

Predigern und organisiert Islamseminare. Salafistische Ideo -

logieinhalte werden über Videos und salafistische Schriften ver-

mittelt.

Nach bislang vorliegenden Erkenntnissen behauptet der größere

Teil der Träger salafistischer Bestrebungen in Deutschland, die

Anwendung von Gewalt zur Durchsetzung seiner Ziele in

Deutschland abzulehnen. Fast ausnahmslos alle Personen mit

Deutschlandbezug, die den gewaltsamen „Jihad“ befürworten

oder sich ihm angeschlossen haben, standen zuvor mit Trägern

salafistischer Bestrebungen in Kontakt.

Der Salafismus liefert somit die ideologische Grundlage, und die

Vertreter salafistischer Bestrebungen setzen den organisatori-

schen und personell-strukturellen Rahmen, aus dem die Befür-

wortung und Ausübung von Gewalt zur Durchsetzung eigener

Ziele hervorgehen kann. 

So sind aus verschiedenen salafistisch inspirierten Szenen – z.B.

dem 2005 verbotenen „Multikulturhaus Ulm“ (MKH) sowie dem

im September 2007 aufgelösten „Islamischen Informationszen-

„Die Wahre
Religion“ (DWR)

Wertung
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trum Ulm“ (IIZ)  – in Deutschland Personenkreise hervorgegan-

gen, die sich dem globalen „Jihad“ angeschlossen haben. Die Pro-

tagonisten der seit März 2009 vermehrt aufgetretenen Reisebe-

wegungen in Richtung Afghanistan und Pakistan entstammen

ebenfalls von der salafistischen Ideologie geprägten Milieus.

5. Nutzung des Internets

Das Internet ist das wichtigste Kommunikations- und Propa-

gandamedium für Islamisten und islamistische Terroristen. Die

Möglichkeiten dieses Mediums zur Bildung „virtueller“ Netz-

werke werden von „Jihadisten“ und ihren Sympathisanten rege

genutzt, indem sie über Diskussionsforen, Chatrooms und

 soziale Netzwerke (z.B. Facebook, StudiVZ) Kontakt zu Gleichge-

sinnten aufnehmen und sich über offen zugängliche oder pass-

wortgeschützte Kommunikationsplattformen miteinander aus-

tauschen.

Auf einschlägigen Internetseiten werden Sachverhalte und

 Ereignisse über den jeweils eigenen regionalen Raum hinaus

thematisiert. Sowohl die im Internet verbreitete Propaganda als

auch die sich dort konstituierenden „virtuellen“ Netzwerke tra-

gen dazu bei, dass sich Aktivisten und Sympathisanten des glo-

balen „Jihad“ immer mehr als Teil einer einzigen Bewegung

 begreifen, selbst wenn sich ihre Ziele und Handlungsmotive

 zuweilen stark unterscheiden.

Zur Verbreitung „jihadistischer“ Propaganda im Internet wer-

den vielfältige Formate genutzt. So werden regelmäßig Videos,

Audiodateien, Online-Zeitschriften und -Bücher, Bekennungen

zu und Distanzierungen von Anschlägen, Interviews mit Anfüh-

rern oder Mitgliedern „jihadistischer“ Gruppierungen sowie

 Ehrungen von sogenannten Märtyrern veröffentlicht.

Im Jahr 2010 ist die Propagandaarbeit von Kern-„al-Qaida“

 gegenüber dem Vorjahr zurückgegangen. Die Veröffentlichung

aufwendiger Propagandavideos blieb weitgehend aus. Aufsehen

erregten drei Ausgaben des englischsprachigen Online-Maga-

zins „Inspire“, dessen Herausgeber die AQAH (vgl. Kap. II, Nr. 2.4)

ist. Das Magazin richtet sich vornehmlich an Sympathisanten des

globalen „Jihad“ in westlichen Staaten, die dazu aufgerufen
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 wurden, eigenständig und ohne Anbindung an „jihadistische“

Gruppierungen Anschläge in westlichen Staaten zu verüben.

Bei der Verbreitung fremdsprachiger, vorwiegend arabisch-

sprachiger „jihadistischer“ Propaganda spielt das seit 2006 exis -

tierende „al-Fajr Medienzentrum“ eine herausragende Rolle. Es

fungiert als zentrale Veröffentlichungsstelle für die wichtigsten

„jihadistischen“ Gruppierungen, wie z.B. Kern-„al-Qaida“ 

(vgl. Kap. II, Nr. 2.1), AQM (vgl. Kap. II, Nr. 2.3), AQAH (vgl. Kap. II,

Nr. 2.4) und AAI (vgl. Kap. II, Nr. 3.1).

„Al-Fajr“ verfügt über keine eigene Internetseite. Vielmehr

 bedient sich das „Medienzentrum“ mehrerer von ihm autori-

sierter „jihadistischer“ Internetseiten, insbesondere „jihadisti-

scher“ Diskussionsforen. „Korrespondenten“ sind exklusiv

 beauftragt, das von „al-Fajr“ zur Verfügung gestellte Material in

diese Foren einzustellen. Hierdurch soll die Authentizität des ver-

öffentlichten Materials gewährleistet werden. Die Organisatio-

nen übermitteln das Material konspirativ an „al-Fajr“, höchst-

wahrscheinlich ebenfalls über das Internet. Sowohl die hinter

„al-Fajr“ stehenden Personen als auch die beteiligten „Korre-

spondenten“ bleiben anonym. Da dieses Verbreitungssystem

verlässlich funktioniert, verzichtet ein Großteil „jihadistischer“

Gruppierungen da rauf, eigene Internetseiten zu betreiben.

Auf deutschsprachigen „jihadistischen“ Internetseiten wird

überwiegend Bezug auf Veröffentlichungen genommen, die

 bereits auf fremdsprachigen „jihadistischen“ Internetseiten

 erschienen sind. Häufig werden diese Veröffentlichungen in

deutscher Übersetzung eingestellt. Insbesondere im Bereich des

deutschsprachigen „jihadistischen“ Internets gibt es vermehrt

Bestrebungen, das Internet als Rekrutierungsbasis für neue Mit-

glieder zu nutzen.

Sympathisanten des globalen „Jihad“ im Internet sind nicht auf

die Rolle bloßer Konsumenten von Propagandamaterial

 beschränkt, sie werden auch selbst aktiv. Über interaktive Berei-

che wie Diskussionsforen, Chatrooms und Gästebücher können

Mitglieder eigene Beiträge bereitstellen, Informationen ver-

breiten und Kommentare abgeben. Nach der Veröffentlichung

von Propagandavideos wird in den Foren Zustimmung bekun-

det und über Art und Inhalt der Botschaft sowie über Urheber

Verbreitung
 „jihadistischer“
Propaganda
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und Adressaten diskutiert. Daneben stellen sich einige Sympa-

thisanten als Übersetzer in andere Sprachen zur Verfügung.

Darüber hinaus nutzen „Jihadisten“ vermehrt nicht-islamisti-

sche Internetdienste für ihre Zwecke. Auf Videoplattformen oder

in Online-Kontaktnetzwerken werden Veröffentlichungen

 „jihadistischer“ Gruppierungen und ihrer Anführer sowie eine

immer größere Menge von Sympathisanten produzierter Pro-

paganda eingestellt. Die Qualität dieser Produkte hat sich deut-

lich gesteigert. Videos werden vergleichsweise aufwendig pro-

duziert, gegebenenfalls mit einem Vorschaufilm oder mit

 Untertiteln versehen und z.T. in hoher Bildqualität zum Herun-

terladen angeboten.

Besonders die sozialen Netzwerke erfreuen sich wachsender

 Beliebtheit im „jihadistischen“ Spektrum. Sie werden einerseits

zum Austausch von Propaganda, andererseits zum Knüpfen und

Pflegen von Kontakten oder zur Bildung von Interessengemein-

schaften genutzt. Vereinzelt sind „jihadistische“ Gruppen mit

einer eigenen Präsenz vertreten und haben oftmals eine große

Anhängerschaft, wobei nicht immer ersichtlich ist, ob die

 Präsenz von den Gruppen selbst oder von Sympathisanten

 betrieben wird.

Der Vorteil sozialer Netzwerke bzw. offen zugänglicher Bereiche

des Internets liegt in der Erschließung eines breiten, nicht unbe-

dingt dem islamistischen Spektrum zuzurechnenden Publikums.

Dies erweitert die Möglichkeiten „jihadistischer“ Gruppierun-

gen, diese Personen zu indoktrinieren.

Deutschland stand auch 2010 im Fokus der über das Internet 

verbreiteten Propaganda, wobei sich Dichte und Qualität im Ver-

gleich zum Vorjahr verändert haben. Konkrete Drohungen

gegen Deutschland oder deutsche Interessen im Ausland sind in

den Veröffentlichungen „jihadistischer“ Gruppierungen kaum

noch zu finden. Stattdessen wurden vermehrt Botschaften von

Gruppierungen wie der IBU (vgl. Kap. II, Nr. 1 und 3.2) und den

„Deutschen Taliban Mujahideen“  (vgl. Kap. II, Nr. 1) verbreitet, in

denen sich „Kämpfer“ in deutscher Sprache an das Publikum

wandten. Sie priesen den „Jihad“ und das „Märtyrertum“ und

warben dafür, sich dem gewaltsamen „Jihad“ in Afghanistan /

 Pakistan anzuschließen. U.a. traten die aus Deutschland stam-

Nutzung nicht-
 islamistischer

 Internetdienste

Deutschland-
bezüge in

 „jihadistischer“
Propaganda
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menden Brüder Mounir und Yassin Chouka in mehreren Videos

der IBU auf, in denen sie in deutscher Sprache das „Kämpferda-

sein“ verherrlichen und als religiöse Pflicht darstellen.

Aus der Propaganda von Kern-„al-Qaida“ sind unmittelbare 

Deutschlandbezüge fast verschwunden. Bekkay Harrach, der im 

Jahr 2009 eine zentrale Rolle in der gegen Deutschland gerich-

teten Medienoffensive spielte, ist 2010 nicht mehr in Erscheinung

getreten. Die IBU veröffentlichte im Januar 2011 eine in deutscher

Sprache verfasste Textbotschaft im Internet, in der der Tod des

„al-Qaida“-Propagandisten Harrach erstmals offiziell verkündet

wurde.

Von der erst im Vorjahr gegründeten „Medienstelle Elif Medya“

sind seit Mai 2010 keine neuen Verlautbarungen erschienen. Bei

der letzten Publikation mit dem Logo von „Elif Medya“ handelt es

sich um  eine schriftliche Verlautbarung mit dem Titel „Mein

Weg nach Jannah“, die die angebliche Autobiografie des Kon-

vertiten Breininger (vgl. Kap. II, Nr. 3.2) sowie ein kurzes Nach-

wort enthält, in dem speziell auf die Umstände seines Todes ein-

gegangen wird. Die Autobiografie verherrlicht das „Märtyrer-

tum“ und enthält einen eindringlichen Aufruf zur Teilnahme am

„Jihad“.

Neben dem Tod Breiningers wurden in der Propaganda auch

weitere Fälle von angeblich in Afghanistan/Pakistan getöteten

„Kämpfern“ verarbeitet, die aus Deutschland stammen oder

 zumindest zeitweise in Deutschland gelebt haben.

Ende April 2010 kam der Leiter von „Elif Medya“, der auch die

„Deutschen Taliban Mujahideen“ anführte, bei einer militäri-

schen Auseinandersetzung mit der pakistanischen Armee ums

Leben. Nach seinem Tod ist die bisher durch ihn vorangetriebene

und insbesondere auf Deutschland gerichtete Propagandaarbeit

der „Elif Medya“ ausgeblieben.

Die „Taleban“ bekannten sich auch im Jahr 2010 zu Angriffen auf

die Bundeswehr in Afghanistan. In Verlautbarungen wurden

„die Bundesregierung“ und „das deutsche Volk“ wiederholt dazu

aufgefordert, die Bundeswehrtruppen aus Afghanistan abzu-

ziehen. Die Erklärungen beinhalten neben der Kritik an den
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 politischen Verantwortungsträgern in Deutschland auch allge-

meine Drohungen:

„Es ist vernünftig, etwas frühzeitig zu tun, was später ohnehin not-

wendig wird, dann mit schweren Verlusten.“

(Schriftliche Erklärung mit dem Titel „Deutschland sollte die histo-

rischen Beziehungen mit den Afghanen nicht für die Interessen Ame-

rikas opfern“ vom 21. April 2010)

6. Übersicht ausgewählter Veröffentlichungen im

 Internet mit Deutschlandbezug im Jahr 2010
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Datum

18.  Januar

Organisa-

tion / Me-

dienstelle

„Taleban“

Redner /

Sprache

Online-

 Magazin; 

Sprache:

Arabisch

Titel

„Die deut-

schen Trup-

pen in

 Afghanis-

tan stellen

eine Gefahr

für Europa

und die

Welt dar“

Thema der Verlautbarung / 

Inhalt

Der Autor thematisiert den Einsatz

der deutschen Bundeswehr in

 Afghanistan. Er spricht das deutsche

Volk  direkt an und fordert es auf,

sich dem Willen seiner politischen

Verantwortungsträger zu widerset-

zen. Er kritisiert die Entscheidung

der Bundeskanzlerin zum deut-

schen Engagement in Afghanistan

und wirft der FDP vor, der Kanzlerin

in der Afghanistan-Strategie, entge-

gen der  eigenen Prinzipien der Par-

tei, gefolgt zu sein. Er sagt

 Deutschland eine ungewisse

 Zukunft voraus. Das deutsche Volk

und alle  europäischen Völker sollen

dazu  bewegt werden, Maßnahmen

gegen den „tyrannischen“ Krieg in

Afghanistan zu ergreifen und die

europäischen Truppen aus

 Afghanistan zurückzuziehen.
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Datum

26.  Februar

3. April

13. April

´

21. April

Organisa-

tion / Me-

dienstelle

„Deutsche

Taliban

 Muja-

hideen“

„Taleban“

„Deutsche

Taliban

Muja-

hideen“

„Taleban“

Redner /

Sprache

unbe-

kannte

männliche

Person;

Sprache:

Deutsch

Bekenner-

schreiben; 

Sprache:

Arabisch

Eric Brei-

ninger

u.a.; 

Sprache:

Deutsch/

Englisch/

Arabisch

schriftli-

che Ver-

lautba-

rung;

Sprache:

Arabisch/

Englisch

Titel

„Die ver-

gessene

Pflicht“

Bekenner-

schreiben

„Im

Namen

Allahs –

Subhana

wa teala“

„Deutsch-

land sollte

die histori-

schen Be-

ziehungen

mit den

 Afghanen

nicht für

die Inter-

essen

Amerikas

opfern“

Thema der Verlautbarung /

 Inhalt

Der Sprecher bezeichnet den

„Jihad“ als „Gipfel des Islam“. Es

sei für alle Muslime verpflichtend

sich am „Jihad“ zu beteiligen.

Unter Nennung überhöhter

 Opferzahlen bekennen sich die

„Taleban“ zu dem  Anschlag auf

deutsche Truppen in der Provinz

Kunduz am 2. April 2010.

Das Video zeigt acht Kämpfer in

Kampfanzügen, die überwiegend

Deutsch sprechen und Schieß-

übungen  absolvieren, unter ihnen

befindet sich auch Breininger.

Gegen Ende des Videos wird

 Breininger erneut gezeigt und zu

seinen Taten der letzten Tage

 befragt. Er antwortet mit einem

 Lächeln, ein paar „Kuffar“ [Ungläu-

bige] getötet zu haben.

Die „Taleban“ erinnern an die tradi-

tionell guten deutsch-afghani-

schen Beziehungen und rufen die

deutsche  Regierung auf, ihre Trup-

pen aus Afghanistan abzuziehen.

„Es ist vernünftig, etwas frühzeitig

zu tun, was später ohnehin not-

wendig wird, dann mit schweren

Verlusten.“  Außerdem werden die

Luftangriffe vom 4. September

2009 thematisiert, die den US-

Amerikanern angelastet werden.
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Datum

5. Mai

11.  August

26. August

Organisa-

tion / Me-

dienstelle

ãMedien-

stelle Elif

MedyaÒ

ãIslamische

 Bewegung

UsbekistansÒ

(IBU)

ãIslamische

Bewegung

Usbekis tansÒ

(IBU)

Redner /

Sprache

schriftli-

che Ver-

lautba-

rung;

Sprache:

Deutsch

Mounir 

Chouka;

Sprache:

Deutsch/

Arabisch

Mounir

und Yassin 

Chouka; 

Sprache:

Deutsch/

Arabisch

Titel

ãMein

Weg nach

JannahÒ

ãBoden

der Ehre

Teil 1 Ð Die

Willkom-

mens-

rede.

âUnd

 gedenkt

 Allahs

Gnaden

an EuchÕÒ

ãLABBAIKÒ

Thema der Verlautbarung /

Inhalt

Dem Beitrag nach handelt es sich

um ãdie letzte NachrichtÒ des

ãMŠrtyrersÒ Breininger,

 bestehend aus seiner angebli-

chen Autobiografie sowie einem

kurzen Nachwort, in dem insbe-

sondere auf die UmstŠnde seines

Todes eingegangen wird.

Der aus Deutschland stammende

Sprecher verherrlicht in seiner

Rede den ãJihadÒ und versucht,

seine AusfŸhrungen mit religiš-

sen Inhalten zu  untermauern. Er

ruft deutschsprachige Muslime

auf, ihr derzeitiges Leben hinter

sich zu lassen und sich in die

Kampfgebiete zu begeben, wo

entsprechend der ãjihadisti-

schenÒ Ideologie gegen die

 ãBesatzerÒ muslimischen Landes

gekŠmpft wird.

Die beiden aus Deutschland

stammenden Personen treten

sowohl als Akteure als auch als

Sprecher auf. Sie agieren z.T.

vor der Kamera, teilweise

 begleiten sie ãKŠmpferÒ in

einer Art ãLive-DokumentationÒ

zu den Operationen mit der

 Kamera und erlŠutern die

 jeweilige Situation. Mit einem

LŠcheln im Gesicht fordert

 Yassin Chouka dazu auf, sich

dem ãJihadÒ anzuschlie§en.
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Datum

7. Oktober

15. Oktober

Organisa-

tion / Me-

dienstelle

ãIslamische

 Bewegung

 Usbekis tansÒ

(IBU)

ohne

Redner /

Sprache

Yassin 

Chouka; 

Sprache:

Deutsch

drei

deutsch-

sprachige

mŠnnliche

Personen; 

Sprache:

Deutsch

Titel

ãMutter 

bleibe 

stand-

haftÒ

ohne

Thema der Verlautbarung /

Inhalt

Das Video ist an ein deutsches

Publikum gerichtet und ein emo-

tionales PlŠdoyer fŸr den ãJihadÒ.

In seiner Ansprache bringt der

Sprecher eine tiefe Ehrung und

Dankbarkeit seiner Mutter

 gegenŸber zum Ausdruck. Mit

der Ehrung seiner Mutter im Spe-

ziellen und der  Eltern im Allge-

meinen entspricht er einem sehr

bedeutenden islamischen Gebot

und zeigt sich damit als demŸti-

ger und frommer Muslim. Seine

Fršmmigkeit beschreibt er, sei

der Antrieb, den ãJihadÒ zu unter-

stŸtzen.

Ein Sprecher wendet sich an die

ãdeutschen Geschwister in

DeutschlandÒ und fordert diese

auf, nach Afghanistan zu kom-

men und gegen die ãKuffarÒ zu

kŠmpfen. Eine weitere ver-

mummte mŠnnliche Person bit-

tet um UnterstŸtzung fŸr den

ãJihadÒ, damit die ãKuffarÒ aus

ãunserenÒ LŠndern rausgehen

und die Scharia wieder in den

islamischen LŠndern eingefŸhrt

wird. Schlie§lich werden GrŠ-

ber von unbekannten Personen

ausgehoben und die Gesichter

von vier toten ãMujahidinÒ, u.a.

Breininger und zwei weitere

aus Deutschland stammende

Personen, gezeigt. 
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7. †bersicht ausgewŠhlter islamistisch-terroristischer

 AnschlŠge

Datum

26. Februar 1993

7. August 1998

12. Oktober 2000

11. September 2001

11. April 2002

12. Oktober 2002

28. November 2002

Ereignis

Bombenanschlag auf das World Trade

Center, New York; der Anschlag wird

mit ãal-QaidaÒ in Verbindung gebracht

AnschlŠge auf die US-Botschaften in

Daressalam (Tansania) und Nairobi

(Kenia);

AnschlŠge werden regionalen 

ãal-QaidaÒ-Strukturen zugeschrieben

Sprengstoffanschlag auf den US-Zerstš-

rer ãColeÒ im Hafen von Aden (Jemen);

der Anschlag wird mit ãal-QaidaÒ 

in Verbindung gebracht

SelbstmordanschlŠge auf das World

Trade Center und das US-Verteidigungs-

ministerium durch mutma§liche 

ãal-QaidaÒ-Mitglieder

Anschlag auf eine Synagoge auf der

 Ferieninsel Djerba (Tunesien);

ãal-QaidaÒ bekannte sich im Juni 2002

zu dem Anschlag

AnschlŠge auf eine Diskothek und ein

CafŽ im Badeort Kuta auf Bali

(Indonesien);

der Anschlag wird mit ãal-QaidaÒ in Ver-

bindung gebracht

Selbstmordanschlag auf ein Ÿberwie-

gend von israelischen Touristen besuch-

tes Hotel in Mombasa (Kenia);

der Anschlag wird mit ãal-QaidaÒ in Ver-

bindung gebracht

Opfer

6 Tote,

Ÿber 1.000 Verletzte

223 Tote,

Ÿber 4.000 Verletzte

17 Tote,

39 Verletzte

ca. 3.000 Tote,

darunter 10 Deutsche,

ca. 6.000 Verletzte

21 Tote,

darunter 14 Deutsche,

24 Verletzte

Ÿber 200 Tote, 

darunter 6 Deutsche,

mehr als 330 Ver-

letzte

16 Tote,

ca. 80 Verletzte
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Datum

16. Mai 2003

5. August 2003

11. MŠrz 2004

7. Juli 2005

2. Juni 2008

26.-29. November 2008

27. November 2009

9. MŠrz 2010

Ereignis

BombenanschlŠge in Casablanca 

(Marokko)

Bombenanschlag auf das Marriott-

Hotel in Jakarta (Indonesien);

der Drahtzieher stand in Verbindung zu

ãal-QaidaÒ

SprengstoffanschlŠge auf vier Pendler-

zŸge in Madrid

SelbstmordanschlŠge auf drei

U-Bahn-ZŸge und einen Bus in  London

Selbstmordanschlag auf die DŠnische

Botschaft in Islamabad (Pakistan)

AnschlŠge auf die indische Finanzme-

tropole Mumbai;

die AnschlŠge werden mit der pakis ta-

nischen islamistischen Organisation

ãLashkar-e-TaibaÒ (LeT Ð ãArmee der Rei-

nenÒ) in Verbindung gebracht

Anschlag auf einen Schnellzug wŠh-

rend der Fahrt von Moskau nach 

St. Petersburg; die Gruppierung ãRiyad

al-SalihinÒ  bekannte sich zum Anschlag

SelbstmordanschlŠge auf die Moskauer

Metro; zu den AnschlŠgen bekannte

sich Dokku Umarov (ãNordkaukasische

Separatis tenbewegungÒ Ð NKSB) in

einer im Internet veršffentlichten

 Videobotschaft

Opfer

41 Tote,

ca. 100 Verletzte

13 Tote,

ca. 150 Verletzte

191 Tote,

ca. 1.600 Verletzte, 

 darunter 1 Deutscher

56 Tote,

528 Verletzte,

darunter 5 Deutsche

8 Tote,

15 Verletzte

172 Tote,

darunter 3 Deut-

sche, 295 Verletzte,

darunter 3 Deutsche

28 Tote,

ca. 90 Verletzte

40 Tote, 

84 Verletzte



III. Islamismus

1. Arabischer Ursprung

1.1 ãHizb AllahÒ

(ãPartei GottesÒ)

Die im Jahr 1982 als Widerstandsgruppe gegen den Einmarsch

israelischer Truppen in den Libanon formierte schiitische 

ãHizb AllahÒ entwickelte sich in den darauf folgenden Jahren zu

einer militanten Sammelbewegung islamistischer Schiiten mit

Schwerpunkten im SŸdlibanon, in den Vororten von Beirut und

im Bekaa-Tal (an der Grenze zu Syrien). Iran und Syrien unter-

stŸtzen die ãHizb AllahÒ bis heute in ideologischer, finanzieller

und logistischer Hinsicht vor dem Hintergrund der gemeinsa-

men Gegnerschaft zu Israel und um die ãHizb AllahÒ innerhalb

des politischen Spektrums im Libanon zu stŠrken.

Das erklŠrte Ziel der ãHizb AllahÒ ist der auch unter Anwendung 

terroristischer Mittel gefŸhrte und als ãlegitimer WiderstandÒ 

bezeichnete Kampf gegen Israel als ãunrechtmŠ§igen Besatzer 

palŠstinensischen BodensÒ.

Ziele
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GrŸndung: 1982 im Libanon

Leitung: FunktionŠrsgruppe

GeneralsekretŠr Hasan Nasrallah

Mitglieder/AnhŠnger

in Deutschland: 900 (2009: 900)

Publikationen: u.a. ãal-Ahd Ð al-IntiqadÒ

(ãDie Verpflichtung Ð die KritikÒ),

Ÿberregional, wšchentlich;

ãal-ManarÒ (ãDer LeuchtturmÒ),

TV-Sender (Beirut)

BetŠtigungsverbot

in Deutschland gegen VerbotsverfŸgung vom

ãal-ManarÒ: 29. Oktober 2008



Das ursprŸngliche Ziel, einen Gottesstaat im Libanon nach 

iranischem Vorbild zu grŸnden, ist zugunsten einer pragmati-

schen Politik im Libanon in den Hintergrund getreten. So stellte

der GeneralsekretŠr Nasrallah am 30. November 2009 ein Stra-

tegiepapier vor, das die formelle Wandlung der ãHizb AllahÒ von

einer Widerstandsgruppe hin zu einer politisch eigenstŠndig

agierenden Partei in der libanesischen Politik belegen sollte.

Die ãHizb AllahÒ ist seit 1992 im libanesischen Parlament vertre-

ten. Um ihren politischen Einfluss zu stŠrken, geht sie Oppositi-

onsbŸndnisse mit anderen Parteien ein. Insbesondere ihrem

 sozialen Engagement verdankt die ãHizb AllahÒ vor allem unter

der schiitischen Bevšlkerung einen breiten gesellschaftlichen

RŸckhalt.

Vom 13. bis 14. Oktober 2010 besuchte der amtierende PrŠsident

der Islamischen Republik Iran Mahmud Ahmadinedschad den 

Libanon. Neben einem Treffen mit Vertretern der libanesischen 

Regierung traf er auch mit Nasrallah zusammen. 

Ahmadinedschad besuchte diverse ãHizb AllahÒ-Hochburgen im

Libanon und hielt eine Rede vor ãHizb AllahÒ-AnhŠngern in SŸd-

Beirut, um die Verbundenheit Irans mit der ãHizb AllahÒ zu

 demonstrieren.

Die ãHizb AllahÒ ist in Deutschland nicht einheitlich strukturiert.

Daher  treffen sich die AnhŠnger in einzelnen šrtlichen, der

 Organisation nahestehenden Moscheevereinen. Mit šffentlichen

Aktionen halten sich die AnhŠnger weiterhin zurŸck, um nicht in

den Fokus der Sicherheitsbehšrden zu geraten. 

AnhŠnger der ãHizb AllahÒ beteiligten sich auch 2010 an der all-

jŠhrlichen Demonstration zum ãal-Quds-TagÒ (ãJerusalemÒ-Tag),

der 1979 von Ayatollah Khomeini ausgerufen wurde und die

Muslime an ihre Pflicht erinnern soll, Jerusalem zu ãbefreienÒ.

Insgesamt nahmen rund 500 Personen teil.

Die ãHizb AllahÒ-nahen Moscheevereine in Deutschland finan-

zieren sich Ÿberwiegend durch MitgliedsbeitrŠge und Spen-

densammlungen. DarŸber hinaus unterstŸtzen ãHizb AllahÒ-

 AnhŠnger aus Deutschland die Organisation im Libanon.

AktivitŠten

AktivitŠten in
Deutschland

Finanzierung
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Der in Gšttingen ansŠssige Spendensammelverein ãWaisenkin-

derprojekt Libanon e.V.Ò (WKP) ist bundesweit tŠtig und unter-

stŸtzt mit den in Deutschland gesammelten Geldern karitative

Programme der ãHizb AllahÓ fŸr Familien und Kinder, deren

 Angehšrige bei Kampfhandlungen gegen Israel getštet wurden.

Im Jahr 2010 erkannte das Finanzamt Gšttingen dem WKP die

GemeinnŸtzigkeit ab. Die hiergegen gerichtete Klage des Ver-

eins wurde am 8. April 2010 vom Finanzgericht Hannover abge-

wiesen. Das Urteil ist seit dem 23. Juni 2010 rechtskrŠftig.

Die ãHizb AllahÒ-AnhŠnger in Europa unterstŸtzen die Organi-

sation im Libanon, indem die jeweiligen Gemeinden Gelder sam-

meln bzw. logistische UnterstŸtzung leisten. Die in Deutschland

gesammelten Spenden fšrdern damit zumindest mittelbar den

bewaffneten Kampf gegen Israel. Die Gewissheit, dass den Hin-

terbliebenen der im Kampf Getšteten finanziell geholfen wird,

steigert die Bereitschaft, sich aktiv am Kampf zu beteiligen, und

unterstreicht in den Augen der AnhŠnger ihre Rolle als ãMŠrty-

rerÒ.

Wertung
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1.2 „Hizb ut-Tahrir“ (HuT)

(„Partei der Befreiung“)

Die HuT wurde 1953 in Jerusalem von Taqiaddin al-Nabhani 

(1909-1977) gegrŸndet, dessen Schrift ãDie Lebensordnung des 

IslamÒ (ãNizam al-IslamÒ) der Organisation bis heute als ideolo-

gische Grundlage dient.

Aus Sicht der Organisation, die sich selbst als politische Partei 

begreift, regelt der Islam abschlie§end alle Fragen der Gesell-

schaft, Politik und Wirtschaft, aber auch solche des alltŠglichen

Lebens.

Ziel der pan-islamisch geprŠgten HuT ist die Vereinigung der

 islamischen Gemeinde (Umma) zu einem einzigen Staat unter

Auflšsung der bisherigen nationalstaatlichen Grenzen. Gesetz-

liche Grundlage dieses unter der FŸhrung eines Kalifen stehen-

den Staates (Kalifat) soll die islamische Rechtsordnung (Scharia)

sein.

Ziele
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GrŸndung: 1953 in Jerusalem

Leitung: Ata Abu al-Rashta 

alias Abu Yasin

(seit April 2003)

Mitglieder

in Deutschland: 300 (2009: 300)

Publikationen: ãal-KhilafaÒ (ãDas KalifatÒ,

englisch/arabisch);

ãHilafetÒ (ãDas KalifatÒ, tŸrkisch)

und ãKšklŸ DegisimÒ (ãGrund -

legender WandelÒ, tŸrkisch);

ãal-WaieÒ (ãDas BewusstseinÒ,

 arabisch);

ãExplicietÒ (niederlŠndisch)

BetŠtigungsverbot VerbotsverfŸgung vom  

in Deutschland: 10. Januar 2003



In einer Erklärung auf der Internetseite der HuT heißt es zum 

Absolutheitsanspruch des Kalifats:

„Das islamische Kalifat ist der Schutz für die Länder der Muslime,

seine Errichtung ist eine Pflicht und die Inaktivität dabei eine Sünde.

(…) Das Kalifat wird das Leben, die Ehre sowie die Sicherheit und den

Besitz aller Muslime beschützen und gewährleisten, so dass die

Umma ihrer Aufgabe nachkommt, Allahs System weltweit zu eta-

blieren und die gesamte Welt von der Unterdrückung durch die

 Imperialisten zu befreien.“

(Internetseite der HuT, 8. November 2010)

Das Kalifat soll in Verwaltungsbezirke (wilayat) unterteilt wer-

den, die der derzeitigen Organisationsstruktur der HuT entspre-

chen, darunter z.B. das wilaya Europa sowie die eigenständigen

wilayat Großbritannien, Türkei, Pakistan und Indonesien.

Der „deutschsprachige Raum“ (Deutschland, Österreich,

Schweiz) wird seit Ende 2009 als eigenständiges wilaya geführt.

Mediensprecher der Organisation für den „deutschsprachigen

Raum“ ist der in Österreich wohnhafte Aktivist Shaker Assem.

Indem sie dem Staat Israel das Existenzrecht abspricht und die 

„Befreiung“ dieses Territoriums als eines ihrer primären Ziele

 ansieht, widerspricht die HuT dem Gedanken der Völkerver-

ständigung. 

Aufgrund ihrer ausgeprägten antisemitischen und antizionisti-

schen Grundhaltung gilt für die Organisation auch der Einsatz

von Gewalt als legitimes Mittel:

„Ihr Muslime, ihr muslimischen Armeen! Hizb ut-Tahrir appelliert

an euren Eifer, an eure Willenskraft um den aufrichtigen Regenten,

den rechtgeleiteten Kalifen aufzustellen, der euch zu der Vernich-

tung des Zionistengebildes führt.“

(Internetseite der HuT, 22. August 2010)

Die HuT fordert eine „Befreiung“ der islamischen Gesellschaft

von westlichen Einflüssen und wendet sich deshalb nicht nur
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gegen die USA und deren Verbündete, sondern auch gegen die

meisten Regierungen in der islamischen Welt, denen sie Kolla-

boration mit dem Westen gegen die eigene Bevölkerung und

den Verrat an den Lehren und Vorschriften des Islam vorwirft.

Diese „Staaten des Unglaubens“ („kufr-Staaten“) gelte es zu

 bekämpfen.

Die Einigung der Umma und die Wiedererrichtung des Kalifats

soll sich in drei Phasen vollziehen. Die erste Phase beinhaltet die

Rekrutierung neuer Mitglieder, die hauptsächlich durch Propa-

gandaarbeit erfolgt.

In der zweiten Phase, in der sich die HuT nach eigenen Angaben

zurzeit befindet, wird die Erziehung der Umma im Sinne der Leh-

ren der HuT vorangetrieben. Insbesondere durch regelmäßige 

Schulungen, die meist wöchentlich stattfinden, sollen neue Mit-

glieder an die Lehren des Gründers al-Nabhani herangeführt

werden. 

In der dritten Phase wird eine gesellschaftliche Umwälzung 

angestrebt, die zur Machtübernahme und zur Errichtung des

 Kalifats führen soll. Vertreter der HuT, die zuvor auf gesell-

schaftlichen Schlüsselpositionen platziert werden, sollen den

Umwälzungsprozess lenken und später im Kalifat wichtige Posi-

tionen einnehmen. Hierzu bemüht sich die Organisation inten-

siv um Rekrutierung angehender Akademiker.

Mit Verfügung vom 10. Januar 2003 untersagte der Bundesmi -

nis ter des Innern der HuT die Betätigung im Bundesgebiet, u.a.

weil sich ihre Ziele gegen den Gedanken der Völkerverständi-

gung richten und sie Gewalt als Mittel zur Durchsetzung politi-

scher Ziele befürwortet (vgl. Verfassungsschutz und Demokra-

tie, Kap. VI).

Obwohl die HuT nach dem Betätigungsverbot in Deutschland

nicht mehr öffentlich auftritt, strahlen ihre Aktivitäten über das

Internet nach Deutschland aus. In Europa wird – ausgehend vom

wilaya Großbritannien – der Großteil der medialen Agitation der

HuT über das Internet verbreitet. Ähnlich wie vor dem Betäti-

gungsverbot in Deutschland, finden in Großbritannien daneben

regelmäßig Vortragsveranstaltungen, Flugblattaktionen und

Demonstrationen statt.

Drei-Phasen-Modell

Betätigungsverbot
in Deutschland

Aktivitäten im
 Ausland
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Den grš§ten Mitgliederbestand hat die HuT in Indonesien und 

Zentralasien sowie in einigen arabischen LŠndern. Dort gelingt

es der Organisation trotz z.T. drastischer staatlicher Exekutiv-

ma§nahmen, eine gro§e Zahl von AnhŠngern u.a. fŸr Konferen-

zen zu mobilisieren. AngekŸndigt und beworben werden diese 

Ð z.T. von mehreren Zehntausend AnhŠngern besuchten 

Ð  ZusammenkŸnfte durch aufwendig erstellte Videos, die auf den

Websites der wilayat bzw. auf nicht-islamistischen Internetsei-

ten / Videoplattformen eingestellt werden. Hauptthema der Kon-

ferenzen ist die Errichtung eines weltweiten Kalifats als alleinige

Lšsung aller wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Probleme.

ãAllein das islamische Wirtschaftssystem im Staate des Kalifats ist

in der Lage ein gerechtes, krisenfreies Wirtschaftsleben zu gewŠhr-

leisten.Ò

(Auszug aus der ãEinladung zu der von HuT veranstalteten Welt-

wirtschaftskonferenzÒ im Sudan am 3. Januar 2009)

Im Jahr 2010 haben Konferenzen mit meist internationalem Teil-

nehmerkreis beispielsweise in Australien, den USA und DŠne-

mark stattgefunden. Auf diesen ZusammenkŸnften wurden

auch die Ursachen und Folgen der seit Ende 2008 anhaltenden

Weltwirtschaftskrise wiederholt thematisiert.

1.3 „Harakat al-Muqawama al-Islamiya“ – (HAMAS)

(„Islamische Widerstandsbewegung“) 
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GrŸndung: Anfang 1988 im Gazastreifen/

heutiges palŠstinensisches

 Autonomiegebiet

Leitung: Khalid MashÕal 

(Sitz: Damaskus/Syrien), 

IsmaÕil Haniya

(Sitz: Gazastreifen)

Mitglieder/AnhŠnger 

in Deutschland: 300 (2009: 300) 



Die HAMAS wurde Anfang 1988 als Reaktion auf den Ausbruch

der ersten Intifada im Dezember 1987 von palŠstinensischen

 AnhŠngern der ãMuslimbruderschaftÒ (MB; vgl. Kap. III, Nr. 1.4)

unter FŸhrung von Ahmad Yasin gegrŸndet. ErklŠrtes Ziel der

Organisation ist die Errichtung eines islamischen Staates auf

dem gesamten Gebiet ãPalŠstinasÒ, einschlie§lich des israeli-

schen Staatsgebietes. Eine Zweistaatenlšsung lehnt die HAMAS

ab, vielmehr fordert sie die Beseitigung des Staates Israel. Zur

Verwirklichung dieses Zieles befŸrwortet die HAMAS Gewalt

und wendet diese strategisch zur Torpedierung von Friedensge-

sprŠchen zwischen Israel und der PalŠstinensischen Autono-

miebehšrde oder als Vergeltung fŸr Ma§nahmen israelischer

 SicherheitskrŠfte gegen die HAMAS an.

Die HAMAS ist ein einheitliches Gebilde, dessen verschiedene 

Zweige in einer wechselseitigen Beziehung zueinander stehen.116

Dabei kšnnen im Wesentlichen drei Bereiche unterschieden

werden: Der politische Bereich ist zugleich verantwortlich fŸr

die Gesamtleitung der Organisation. Die ãIzzaddin al-Qassam-

BrigadenÒ sind ma§geblich verantwortlich fŸr terroristische

 AktivitŠten, insbesondere in Form von SelbstmordanschlŠgen

gegen israelische Ziele. Der soziale Bereich mit seinen zahlrei-

chen humanitŠren Einrichtungen ist ursŠchlich fŸr die Popula-

ritŠt der HAMAS in der palŠstinensischen Bevšlkerung.

Ihre sozialen AktivitŠten nutzt die HAMAS zur Rekrutierung

neuer Mitglieder. Im Rahmen der Kinder- und Jugendarbeit wird

antiisraelische Propaganda betrieben und der ãMŠrtyrertodÒ im

Kampf gegen Israel glorifiziert.

Die HAMAS finanziert die hohen Kosten ihrer humanitŠren Ein-

richtungen mit der weltweiten Sammlung von Spendengeldern.

In Deutschland wurden die Organisationen Ð ãal-Aqsa e.V.Ò,

ãYATIM-Kinderhilfe e.V.Ò und ãInternationale HumanitŠre Hilfs-

organisation e.V.Ò (IHH; vgl. Kap. III, Nr.  2.) Ð wegen finanzieller

UnterstŸtzung der HAMAS verboten. In einigen anderen euro-

pŠischen LŠndern existieren ebenfalls Organisationen, bei denen

Verdachtsmomente fŸr entsprechende AktivitŠten vorliegen. 

Spendensammlun-
gen der HAMAS
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Die AktivitŠten der HAMAS-AnhŠnger in Deutschland konzen-

trieren sich auf die Sammlung von Spendengeldern, die Gewin-

nung neuer Mitglieder sowie anlassbezogen auf die Teilnahme

an Kundgebungen zum Nahost-Konflikt. Die HAMAS fŸhrt in

Deutschland keine eigenen šffentlichkeitswirksamen Aktionen

durch. Stattdessen nutzt sie das nach eigenen Angaben 1996

 gegrŸndete ãPalestinian Return CentreÒ (PRC) mit Sitz in London

als Forum fŸr politische Propaganda. Das PRC fordert ein ãRŸck-

kehrrechtÒ fŸr palŠstinensische FlŸchtlinge und propagiert dies

auf Veranstaltungen und in Publikationen. Seit 2003 organisiert

es zu dieser Problematik jŠhrlich eine internationale Gro§ver-

anstaltung mit mehreren Tausend Teilnehmern, die jeweils im

FrŸhjahr in einer anderen europŠischen Gro§stadt stattfindet.

Die †bertragung der Rede eines hohen HAMAS-FunktionŠrs bil-

det seit 2006 einen Hšhepunkt. Bei der Veranstaltung am 8. Mai

2010 in Berlin bekrŠftigte der live zugeschaltete HAMAS-Funk-

tionŠr und Sprecher des ãPalŠstinensischen LegislativratesÒ Aziz

Dweik in seiner Rede den Anspruch der Muslime auf Jerusalem

(al-Quds):

ãDie WŸrde der Muslime ist erst wiederhergestellt, wenn al-Quds

wieder in den Scho§ der Umma zurŸckkehren konnte.Ò

(Al Jazeera Television, 8. Mai 2010)

Der HAMAS dienen westliche Staaten wie Deutschland als RŸck-

zugsgebiete, aus denen die Organisation sowohl logistisch als

auch durch Spendengelder unterstŸtzt wird. Sie versucht

 beharrlich, ihren Einfluss auf die palŠstinensischstŠmmige

 Bevšlkerung in Deutschland auszubauen, um SolidaritŠt mit den

Zielen der HAMAS im Gaza-Streifen aufzubauen und eine Basis

fŸr finanzielle und logistische UnterstŸtzung zu schaffen. Die

 AnhŠnger in Deutschland sind auf die Entwicklung im Nahen

Osten fokussiert; jede VerŠnderung im Nahost-Konflikt wird mit

hoher emotionaler Anteilnahme verfolgt. Terroristische Aktivi-

tŠten au§erhalb Israels und PalŠstinas entsprechen jedoch nicht

der derzeitigen Strategie der HAMAS-FŸhrung.

AktivitŠten in
Deutschland

Wertung 
und Ausblick
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1.4 ãMuslimbruderschaftÒ (MB)

(ãGamaÕat al-Ikhwan al-MusliminÒ)

Die 1928 von dem Lehrer Hasan al-Banna (1906-1949) in Ägypten

gegründete MB gilt als die älteste und einflussreichste sunniti-

sche islamistische Bewegung. Nach eigenen Angaben ist sie welt-

weit in mehr als 70 überwiegend muslimischen Ländern in

 unterschiedlicher Ausprägung vertreten und agiert dabei häufig

unter anderen Namen. Neben dem Gründer al-Banna ist es vor

allem Sayyid Qutb (1906-1966), dessen Lehren die MB bis heute

beeinflussen. Zahlreiche islamistische Organisationen, wie die

ägyptischen Gruppierungen „al-Gama’a al-Islamiya“ (GI) und  

„al-Jihad al-Islami“ (JI) sowie die palästinensische HAMAS 

(vgl. Kap. III, Nr. 1.3), basieren auf der Ideologie der MB.

Ziel der MB war es, zunächst die Souveränität Ägyptens auf der

Grundlage der islamischen Prinzipien durchzusetzen, hin zu

einem „wahrhaft islamischen“ Staat. Am Ende dieser Entwick-

lung sollte ein föderales großislamisches Weltreich unter Füh-

rung eines Kalifen (Kalifat) stehen. Alleinige Grundlage des

 gesellschaftlichen, politischen und privaten Lebens sollte die

Scharia als von Gott geschaffene islamische Rechts- und Werte-

ordnung bilden. Da die Staatsgewalt von Gott ausgehe, seien lai-

zis tische oder säkulare Staatsformen abzulehnen.

Heute plädieren der sogenannte Reformflügel der MB sowie

 international engagierte MB-Ideologen für die Gründung eines

„bürgerlichen Staates“, in dem alle Bürger die gleichen verfas-

sungsmäßigen Rechte und Pflichten haben. 

Ziele
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GrŸndung: 1928 in €gypten

Leitung: Muhammad Badi 

(Sitz: €gypten)

Mitglieder/AnhŠnger 

in Deutschland: 1.300 (2009: 1.300)

Publikationen: ãRisalat al-IkhwanÒ 

(ãRundschreiben der BruderschaftÒ)
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In diesem Staats system soll der Islam als kulturelles, gesell-

schaftliches und politisches System eine ãAutoritŠtsquelleÒ dar-

stellen, die allgemeine und fŸr einen funktionierenden Staat mit

muslimischer Mehrheit ma§gebende Regeln beinhalte.

Der im Januar 2010 gewŠhlte MB-Vorsitzende Badi, AnhŠnger

des ãkonservativenÒ FlŸgels der MB, hat sich in dieser Frage den

ãReformernÒ in der MB angeschlossen. Er befŸrworte einen ãbŸr-

gerlichen StaatÒ auf der Basis islamischer Werte, in dem das

Staatsoberhaupt zwingend mŠnnlich und muslimischen Glau-

bens sein solle.117Er erklŠrte, die Muslime wŸrden siegreich sein,

wenn sie die ãVerfassung AllahsÒ einfŸhrten.118

Gleichwohl werde die MB bei der Umsetzung ihres Ziels weiter-

hin auf Gewalt verzichten. Dies gelte jedoch nicht gegenŸber 

ãBesatzernÒ. Im April 2010 rief Badi die ãarabischen HerrscherÒ

dazu auf, ãjede Form des Widerstands zur Befreiung jedes Zolls

besetzter Gebiete in PalŠstina, Irak und AfghanistanÒ zu unter-

stŸtzen.119Insbesondere die PalŠstinenserfrage ist laut Badi fŸr

die MB von entscheidender Bedeutung. Das MB-FŸhrungsmit-

glied Essam el-Erian Šu§erte sich zu Israel in einem Interview:

ãEs ist ein Besitz ergreifendes und alles an sich rei§endes Gebilde;

und es besitzt keinerlei RechtmŠ§igkeit. (É) Meiner Ansicht nach ist

die Lšsung einfach. WŸrde die internationale Gemeinschaft das

Recht der PalŠstinenser auf RŸckkehr akzeptieren, wŸrde das

 bedeuten, dass der Staat palŠstinensisch wŸrde, da die Zahl der

 PalŠs tinenser die der Juden deutlich ŸbertrŠfe. Wenn die Juden darin

leben wollten, bitte; und falls sie es nicht wollten, kšnnten sie dahin

zurŸckkehren, woher sie gekommen sind.Ò

(Internetseite der arabischen Zeitung ãAl-Sharq al-AwsatÒ, 5. Juni

2010)

117 Englischsprachige Internetseite der MB (7. August 2010).

118 Englischsprachige Internetseite der MB (5. Oktober 2010).

119 Englischsprachige Internetseite der MB (2. April 2010).



Trotz des immer noch gŸltigen Verbots in €gypten beteiligt sich

die MB mit ãunabhŠngigenÒ Kandidaten oder in WahlbŸndnis-

sen seit den 1980er Jahren an Parlaments- und Kommunalwah-

len. Nachdem die MB bei den Unterhauswahlen 2005 rund

20 Prozent der Parlamentssitze gewann und zur stŠrksten

 Oppositionsgruppe in €gypten aufstieg, kŸndigte sie in einer

Pressekonferenz am 9. Oktober 2010 an, fŸr die Unterhauswah-

len am 28. November 2010 Kandidaten fŸr ca. 30 Prozent der

Sitze aufzustellen. Auf die AnkŸndigung reagierte die Šgyptische

Regierung mit verstŠrkten Repressionsma§nahmen, u.a. Fest-

nahmen und Hausdurchsuchungen bei MB-AnhŠngern. Letzt-

lich stellte die MB Kandidaten fŸr 20 Prozent der Parlamentssitze

auf. Im  ers ten Wahlgang wurde kein einziger Sitz errungen. Die

MB machte fŸr ihr schlechtes Abschneiden massive WahlfŠl-

schungen seitens der Šgyptischen Regierung verantwortlich.

Auch unabhŠngige Wahlbeobachter sprachen von UnregelmŠ-

§igkeiten und AuffŠlligkeiten. Die Nachwahlen am 5. Dezember

2010 boykottierte die MB.

In der zweiten HŠlfte des 20. Jahrhunderts gelang es der MB, in

zahlreichen west- und osteuropŠischen LŠndern ein Netz von

Moscheen, Instituten, VerbŠnden und Schulen zu schaffen, die

bis heute ihre Interpretation des Islam verbreiten. SaÕid Rama-

dan (Schwiegersohn und damaliger persšnlicher SekretŠr  

al-Bannas) grŸndete 1961 das ãIslamische ZentrumÒ in Genf.

 Ramadan und seine Mitstreiter errichteten in Europa Ð mut-

ma§lich mit finanzieller UnterstŸtzung aus Saudi-Arabien Ð wei-

tere ãIslamische ZentrenÒ nach Genfer Muster, u.a. das ãIslami-

sche Zent rum MŸnchenÒ (IZM). Ebenso wurden internationale

Einrichtungen geschaffen. In dem 1989 gegrŸndeten europŠi-

schen Dachverband ãFederation of Islamic Organizations in

EuropeÓ (FIOE Ð ãFšderation Islamischer Organisationen in

EuropaÒ) mit Sitz in BrŸssel sind zahlreiche MB-nahe VerbŠnde

vertreten. Die europŠischen Einrichtungen haben zumeist keine

offen erkennbaren organisatorischen Verbindungen zur MB;

 offiziell werden diese auch dementiert.

Eine weitere Institution auf europŠischer Ebene mit zentraler

 Bedeutung ist der auf Initiative der FIOE gegrŸndete ãEuropean

Council for Fatwa and ResearchÒ (ECFR Ð ãEuropŠischer Rat fŸr

Fatwa und wissenschaftliche StudienÒ). Mit dem ECFR wurde

Politische AktivitŠ-
ten in €gypten

Ausdehnung 
nach Europa
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ãIslamische
 Gemeinschaft in

Deutschland e.V.Ò
(IGD)
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erstmals ein Gremium fŸr islamisches Recht in Europa geschaf-

fen. Vorsitzender des ECFR ist der in Katar ansŠssige Šgyptische

Islamgelehrte Yusuf al-Qaradawi, der in der Vergangenheit Mit-

glied der MB war und sie heute ideologisch ma§geblich beein-

flusst. Ein weiteres prominentes Mitglied des ECFR, der €gypter

Salah Soltan, Šu§erte sich wie folgt:

ãFriedlicher Widerstand gegen Todfeinde wie die Zionisten und

KreuzzŸgler ist wahrhaftiger Verrat und bedeutet Spaltung der Ara-

ber. Wahrhaftiger Widerstand aber bedeutet Kraft des Glaubens und

der †berzeugung, StŠrke der Einheit und des Verbundenseins, sowie

Kraft der unterstŸtzenden Hand und der Waffe.Ò

(Arabischsprachige Internetseite der MB, 6. April 2010)

Die MB-AnhŠnger nutzen in Deutschland eine Vielzahl

 ãIslamischer ZentrenÒ fŸr ihre AktivitŠten. Die mit mehreren

Hundert AnhŠngern mitgliederstŠrkste Organisation ist die IGD

mit Sitz in Kšln, die 2008 ihr 50-jŠhriges Bestehen feierte. Her-

vorgegangen ist sie aus der 1958 gegrŸndeten ãMoscheebauin-

itiative in  MŸnchen e.V.Ò, die das ãIslamische Zentrum MŸnchenÒ

(IZM) errichtete. Neben dem IZM, in dem sich gleichzeitig bis

 November 2010 ihr Hauptsitz befand, unterhŠlt die IGD nach

 eigenen Angaben ãIslamische ZentrenÒ in NŸrnberg, Stuttgart,

Frankfurt am Main, Kšln, Marburg, Braunschweig und

 MŸnster.120 In einigen dieser Zentren treten gelegentlich Gasti-

mame aus dem arabischen Raum auf, die sich in arabischen

 Medien offen antisemitisch und hinsichtlich des Nahost-Kon-

flikts  gewaltbefŸrwortend geŠu§ert haben. Der Šgyptische Pre-

diger Safwat Higazi, der im Juni 2010 auf der Jahreskonferenz der

 ãIslamischen Gemeinschaft MŸnster e.V.Ò auftrat, glorifizierte in

arabischen Fernsehsendern palŠstinensische Selbstmordan-

schlŠge, verunglimpfte Juden als ãSšhne von Affen und Schwei-

nenÒ und nannte sich selbst einen Antisemiten.121

120 ãIslamische Gemeinde NŸrnberg e.V.Ò, ãIslamisches Zentrum Stuttgart e.V.Ò,
ãIslamisches Zentrum Franfurt e.V.Ò, ãIslamisches Bildungswerk in  Deutschland
e.V.Ò (IBW; Sitz: Kšln), ãOrientbrŸcke Marburg e.V.Ò, ãDeutschsprachiger
 Muslimkreis Braunschweig e.V.Ò, ãIslamische Gemeinschaft MŸnster e.V.Ò.

121 Homepage von YouTube (5. Juli 2010).



Die IGD war ma§geblich an der GrŸndung des ãRates der Imame

und Gelehrten in Deutschland e.V.Ò (RIGD) beteiligt, der seinen

Sitz in Frankfurt am Main hat. Der RIGD erhebt fŸr sich den

 Anspruch, verbindlichen Rat und Antworten in Fragen der Isla-

mauslegung geben zu kšnnen und verfŸgt nach eigenen Anga-

ben Ÿber gute Kontakte zum ECFR.

Laut ihrer Internetseite koordiniert die IGD ihre AktivitŠten mit

zahlreichen weiteren Moscheegemeinden in Deutschland. 122In

einem Interview spricht der ehemalige IGD-PrŠsident Ibrahim

el-Zayat von mehr als 130 mit der IGD verbundenen ãIslamischen

ZentrenÒ.123

Als GrŸndungsmitglied der FIOE setzt die IGD in Deutschland Ð

und Europa Ð auf eine Strategie der kontinuierlichen Einfluss-

nahme im politischen und gesellschaftlichen Bereich, um ihren

AnhŠngern FreirŠume fŸr eine an Koran und Sunna orientierte

Lebensweise zu ermšglichen. Zudem versucht sie in ihren Zent -

ren u.a. durch Koranunterricht, gezielt auf Kinder und Jugendli-

che einzuwirken. Im Zusammenhang mit ihrer organisatori-

schen Einbindung in die FIOE orientiert sich die IGD auch an

deren Statuten. Diese sehen eine maximale Amtszeit des PrŠsi-

denten von zwei Amtsperioden vor. 124Nach zwei Amtsperioden

wurde el-Zayat im Januar 2010 von Samir Falah abgelšst.125

Die IGD verfolgt eine an der MB-Ideologie ausgerichtete Strate-

gie, die darauf abzielt, im gesellschaftlichen Umfeld

 Deutschlands mittel- bis langfristig eine auch intellektuell-ideo-

logisch fŸhrende und im Sinne islamistischer Zielvorstellungen

relevante Einflussgrš§e zu werden. Dies beinhaltet eine ent-

sprechende Schulung und Unterweisung der Mitglieder, um wei-

tere fŸr die Organisation geeignete Mitarbeiter zu rekrutieren

und auszubilden. Die Organisation strebt zielgerichtet und

 beharrlich die Schaffung von gesellschaftlichen ãFreirŠumenÒ

Wertung und
 Ausblick IGD
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122 Homepage der IGD (29. Oktober 2010).

123 Homepage der IGD (29. Oktober 2010); Interview Ibrahim el-Zayat mit IGD-
 online vom 26. April 2010.

124 Siehe Fn. 123.

125 Homepage der IGD (29. Oktober 2010); PresseerklŠrung der IGD vom 
11. Januar 2010.



an, in denen sŠkulare gesellschaftliche Konventionen und west-

lich geprŠgte pluralistische Normen nicht gelten, sondern die

von der Organisation praktizierten islamistischen Wertvorstel-

lungen Anwendung finden sollen. Diese von den IGD-Zentren

durchgefŸhrten AktivitŠten sind letztlich geeignet, gesell-

schaftlich desintegrativ auf hier lebende Muslime zu wirken. Die

IGD engagiert sich programmatisch in Ÿberregionalen musli-

mischen VerbŠnden. Es ist zu erwarten, dass sie auch auf diesem

Wege versuchen wird, die Diskussion gesellschaftlicher Themen,

wie die in Deutschland angestrebte eigenstŠndige Imam-Aus-

bildung, in ihrem Sinne ideologisch zu beeinflussen und ihre

 religišs-politischen Vorstellungen durchzusetzen.

Die Jugendorganisation MJD unterhŠlt enge Verbindungen zur

IGD. Nach eigenen Angaben ist die MJD mit Sitz in Berlin eine

bundesweit agierende Vereinigung von muslimischen Jugend-

lichen im Alter von 13 bis 30 Jahren. Organisiert ist die MJD in

 sogenannten Lokalkreisen, die sich vornehmlich in den alten

BundeslŠndern befinden und sich jeweils in ãSchwestern-Ò und

ãBrŸderkreiseÒ gliedern. Die Organisation gibt an, sich aus Spen-

den und MitgliedsbeitrŠgen zu finanzieren. Den Mitgliedern der

MJD werden umfangreiche und zielgruppenorientierte Schu-

lungs- und FreizeitaktivitŠten angeboten.

Auch die MJD unterhŠlt enge Beziehungen zu MB-Organisatio-

nen auf europŠischer Ebene. Sie wurde 1994 von einem heutigen

Mitglied des ECFR gegrŸndet. Auf ihrer Internetseite erklŠrte sie

im Februar 2003, sich in allen Rechtsfragen an den Ma§gaben

des ECFR zu orientieren. 

Zudem wurde auf Initiative der FIOE die ãFederation of European

Muslim Youth and Student OrganizationsÒ (FEMYSO) gegrŸndet.

An der GrŸndung dieser Dachorganisation fŸr muslimische

 Jugendliche in Europa war die MJD als Mitglied beteiligt.

ãMuslimische
 Jugend in 

Deutschland e.V.Ò
(MJD)
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1.5 ãJamaÕat al-Adl wal-IhsanÒ (JAI) 

(ãGemeinschaft fŸr Gerechtigkeit und WohltŠtigkeitÒ)

Die JAI wurde im September 1981 von Abdelsalam Yasine, der sich

nach eigenen Angaben auf die Lehren Qutbs und al-Bannas

stŸtzt, in Marokko gegrŸndet (vgl. Kap. III, Nr. 1.4). Sie ist die

grš§te Oppositionsbewegung in Marokko und dort seit 1990 ver-

boten.

Die JAI lehnt die marokkanische Monarchie als unislamisches

 Sys tem ab und strebt die Errichtung eines islamischen Staates auf

Basis der Scharia an, und zwar in Form eines Kalifats zunŠchst in

Marokko und letztlich weltweit.

Den Schwerpunkt ihrer AktivitŠten legt die JAI auf das marokka-

nische Staatsgebiet. Dort versucht sie, mittels Missionierungs-

und Sozialarbeit Einfluss auf das gesellschaftliche Leben zu

 gewinnen.

In Deutschland existieren zahlreiche Vereine, die der JAI zuge-

rechnet werden. Deren AktivitŠten erstrecken sich vorwiegend

auf Hannover, Berlin, das Rhein-Main-Gebiet und das Ruhrge-

biet.

Die Vereine legen ihren Schwerpunkt auf die Nachwuchsge-

winnung von Jugendlichen und Heranwachsenden, bevorzugt

Studierende der Naturwissenschaften mit marokkanischem Hin-

tergrund und Konvertiten aus dem universitŠren Umfeld. Ziel ist

es, muslimischen Jugendlichen den Islam wieder nŠher zu brin-

gen und gleichzeitig die islamistische Ideologie der JAI zu ver-

mitteln, u.a. durch spezielle Freizeitprogramme. Zudem orga-

nisiert sie kulturelle Veranstaltungen, die der Missionierung, der

Spendensammlung und der Mitgliedergewinnung dienen. 

Ziele

AktivitŠten in
Deutschland
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GrŸndung: September 1981 in Marokko

Leitung: Abdesalam Yasine

Mitglieder/AnhŠnger 

in Deutschland: keine gesicherten Zahlen



Die JAI fordert in aktuellen Stellungnahmen im Internet mit Blick

auf die vorherrschende Umbruchsituation in den Maghreb-

 Staaten fŸr Marokko die Einbeziehung aller Parteien und KrŠfte,

um eine demokratische Verfassung zu erreichen und jegliche

Diktatur auszuschlie§en. Gleichzeitig verlangt sie von den Ver-

tretern der Monarchie, ihre Machtposition aufzugeben.

Ob der Aufruf der JAI zum nationalen Dialog, an dem sich alle

Parteien und KrŠfte beteiligen kšnnen, als Beginn einer Abkehr

von absoluten islamistischen Positionen gedeutet werden kann,

ist derzeit nicht abzusehen. 

2. TŸrkischer Ursprung

2.1 ãIslamische Gemeinschaft Mill” GšrŸ!  e.V.Ò (IGMG)

Die IGMG ist mit einer geschŠtzten Mitgliederzahl von 30.000

die grš§te islamistische Organisation in Deutschland. Aufgrund

ihrer zahlreichen Einrichtungen und vielfŠltigen Angebote

 erreicht sie jedoch einen weitaus grš§eren Personenkreis, wobei

nicht alle Mitglieder/AnhŠnger der IGMG islamistische Ziele ver-

folgen oder unterstŸtzen. Nach eigenen Angaben zŠhlen zur

IGMG europaweit etwa 87.000 Mitglieder; die Zahl der Besucher

ihrer Einrichtungen wird mit ca. 300.000 angegeben. Sie verfŸge

Wertung 
und Ausblick
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GrŸndung: 1985 in Kšln (als ãVereinigung der

neuen Weltsicht in Europa e.V.Ò Ð

AMGT)

Leitung: Osman Dšring 

(genannt Yavuz Celik Karahan)

Mitglieder/AnhŠnger 

in Deutschland: 30.000 (2009: 29.000)

Publikationen: u.a. ãIGMG PerspektifÒ, 

unregelmŠ§ig;

ãMill” GazeteÒ (formal unabhŠngiges

ãSprachrohrÒ der ãMill” GšrŸşÒ-

Bewegung)



derzeit über 514 Moschee- und Kulturvereine, davon 323 in

Deutschland.126 Die IGMG wird von Döring geleitet, nach außen

zumeist jedoch von ihrem Generalsekretär Oguz Ücüncü reprä-

sentiert. Mit der Verwaltung des umfangreichen Immobilien-

besitzes der IGMG ist seit 1995 die „Europäische Moscheebau-

und Unterstützungsgemeinschaft e.V.“ (EMUG) betraut. Als

 Geschäftsführer fungiert el-Zayat, der bis Januar 2010 zugleich

Vorsitzender der IGD war (vgl. Kap. III, Nr. 1.4).

Die ideologischen Wurzeln der IGMG sind auf Ideen des türki-

schen Politikers Necmettin Erbakan127 zurückzuführen, der Ende

der 1960er Jahre die „Millî Görüş“-Bewegung gründete. Die von

Erbakan geprägten Schlüsselbegriffe lauten „Millî Görüş“

 („Nationale Sicht“) und „Adil Düzen“ („Gerechte Ordnung“).

Nach seinem Geschichtsverständnis stehen sich in einzelnen

Epochen gegensätzliche Zivilisationen unversöhnlich gegen-

über, die entweder auf grundsätzlich „gerechten“ oder auf „nich-

tigen“ Vo raussetzungen beruhen. „Gerecht“ sind für Erbakan die

Ordnungen, die auf „göttlicher Offenbarung“ gegründet, „nich-

tig“ jene, die von Menschen entworfen wurden. Gegenwärtig

 dominiere mit der westlichen Zivilisation eine „nichtige“, also

nach Erbakan eine auf Gewalt, Unrecht und Ausbeutung der

Schwachen basierende Ordnung. Dieses „nichtige“ System

müsse durch eine „gerechte Ordnung“ ersetzt werden, die sich

ausschließlich an islamischen Grundsätzen ausrichte, anstatt an

von Menschen geschaffenen und damit „willkürlichen Regeln“.

Als zentrale Ziele propagierte Erbakan in Anlehnung an das

 Osmanische Reich die Schaffung einer „neuen großen Türkei“,

die Überwindung des Laizismus sowie – letztlich mit globalem

Anspruch – die Errichtung einer islamischen Gesellschaftsord-

nung. Konsequenz dieser Sichtweise ist die Ablehnung westli-

cher Demokratien.

Die Anhänger der „Millî Görüş“-Bewegung in der Türkei sind

 politisch in der „Saadet Partisi“ (SP – „Partei der Glückseligkeit“)

organisiert. Erbakan und weitere Vertreter der „Millî Görüş“-

 Bewegung prangerten regelmäßig Kapitalismus, Imperialismus,

Ideologische 
Wurzeln
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126 Homepage der IGMG (7. Oktober 2010).

127 Erbakan verstarb am 27. Februar 2011 im Alter von 84 Jahren nach längerem
Krankenhausaufenthalt.
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Zionismus und Rassismus an, die als Grundübel für die „derzeit

herrschende ungerechte Weltordnung“ gesehen werden. Der

Weg der „Millî Görüş“-Bewegung wird als der einzige Weg zur

Rettung der gesamten Welt propagiert:

„Es ist eine Verpflichtung der Menschlichkeit, der ganzen Nation und

der Menschheit zu verdeutlichen, dass die Millî Görüş, die die ein-

zige Rettung für die Türkei ist, auch der Weg zur Errettung der

Menschheit ist.“

(„Millî Gazete“ vom 12. Januar 2010, S. 1 und 9)

Auf einer Veranstaltung der IGMG am 15. April 2010 in Berlin 

bezeichnete Erbakan Kapitalismus und Kommunismus als 

„Zwillingsgeschwister“ und „Systeme der Unterdrückung“.128 Bei

einer Veranstaltung des „Zentrums für Wirtschafts- und Sozial-

forschung“ („Ekonomik ve Sosyal Araştirma Merkezi“ – ESAM) in

Istanbul erklärte Erbakan, diese Welt dürfe nicht den Imperia -

lis ten überlassen werden, denn sie hätten „eine falsche Auffas-

sung von Gerechtigkeit“. Weiter sagte er:

„Unsere Aufgabe ist es, die wahre Auffassung von Gerechtigkeit zu

lehren. Wir werden nicht die Sklaven des Imperialismus sein. (...) Der

Kommunismus ist untergegangen, und die anderen [Anm.: Systeme]

sind auch gezwungen unterzugehen. Es gibt nur noch einen Weg,

und dieser ist der Weg der ‚Gerechten Ordnung‘.

Das Glück der Menschheit ist keine so einfache Angelegenheit, die

man dem Zionismus überlassen kann. Warum konnte der Westen

seit 52 Jahren [Anm.: den Menschen] kein Glück bringen? Er kann es

nicht, denn seine Auffassung von Gerechtigkeit ist falsch und sein

Glaube fehlerhaft.

Die Welt lebt seit 350 Jahren unter der Tyrannei des Imperialismus.

Für das Wohlergehen der Menschheit ist es notwendig, eine neue

Welt zu errichten, die auf der Gerechten Ordnung aufbaut.“

(„Millî Gazete“ vom 16. Juni 2010, S. 1, 10 f)

128 „Millî Gazete“ vom 17./18. April 2010, S. 1 und 10.
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„Millî Görüş“ tritt für eine weltweite Zusammenarbeit der isla-

mischen Staaten ein und bezieht sich dabei im Besonderen auf

das von Erbakan 1997 als türkischer Ministerpräsident initiierte

D8-Staatenbündnis („Developing Eight“). Das Bündnis umfasst

die größten Staaten mit überwiegend muslimischer Bevölke-

rung (Türkei, Indonesien, Iran, Ägypten, Bangladesch, Malaysia,

Pakis tan und Nigeria) und folgt dem Vorbild des G8-Staaten-

bündnisses. Der ESAM-Vorsitzende Recai Kutan, der in den Jah-

ren 2001-2003 und 2006-2008 Vorsitzender der SP war, bezeich-

nete am 13. Jahrestag der Gründung der D8 diese als eine „glo-

bale Institution, die eine ‚Neue Welt‘ zum Ziel hat“. Die D8 sei

keine regionale Kooperationsgemeinschaft, sondern verfolge

vielmehr das Ziel, die ganze Welt neu zu ordnen. Erbakan rief die

Vertreter der D8-Staaten auf, eine eigene UN zu gründen:

„Ich sage es den islamischen Staaten seit Jahren: Gründet doch eure

eigene UN. Seid ihr denn gezwungen, euch zu ihrem Spielball zu

 machen? Es muss eine neue UN gegründet werden. Die aktuelle UN

ist nicht zu retten und kann nichts Gutes bringen.“

(„Millî Gazete“ vom 16. Juni 2010, S. 1, 10 f)

Auch anlässlich des von ESAM im Mai 2010 in Istanbul organi-

sierten „19. Kongresses der Union der muslimischen Gesell-

schaften“ rief Erbakan zur Gründung einer „eigenen UN“ auf und

betonte, es reiche nicht aus, eine islamische Einheit zu bilden. Es

sei auch „eine große Aufgabe, diese Einheit vor dem Zionismus

zu schützen“. Er bezeichnete in seiner Rede die Menschen als

„Gefangene der Unterdrückung des Imperialismus“. Imperialis-

mus ertränke die Welt in Blut und Tränen.129

In einer Presseerklärung anlässlich des Jahrestages der Schlacht

an den Dardanellen130 (18. März 1915) betonte der damalige 

SP-Vorsitzende Numan Kurtulmuş, das türkische Volk habe an

den Dardanellen den imperialistischen Staaten eine Lektion

 erteilt. Der Sieg an den Dardanellen zeige, dass die Kraft der Waf-

fen gegen die Kraft des Glaubens machtlos sei. Er rief dazu auf,

129 „Millî Gazete“ vom 28. Mai 2010, S. 1 und 10.

130 Erfolgreiche Verteidigung der Dardanellen (Meerenge im Westen der Türkei)
im Ersten Weltkrieg u.a. durch das osmanische Heer.



anstatt mit künstlichen Differenzen, sinnlosen Streitereien,

 unnötigen Spannungen und Polarisierungen Zeit zu vergeuden,

Willensstärke zu zeigen, um „erneut eine Große Türkei“ zu grün-

den.131

Am 17. Oktober 2010 wurde Erbakan auf einem außerordentli-

chen Parteitag der SP in Ankara zum neuen Parteivorsitzenden

gewählt. Laut „Millî Gazete“ besuchten auch „viele Anhänger der

Millî Görüş aus Europa, allen voran aus Deutschland“, aber auch

aus Frankreich, den Niederlanden, Belgien und Österreich den

Parteitag.132

Dem Parteitag war ein Streit zwischen dem bisherigen Vorsit-

zenden Kurtulmuş und Erbakan über die personelle Besetzung

der Parteigremien vorangegangen. Erbakan konnte sich nach

langen parteiinternen Auseinandersetzungen, mit denen letzt-

lich die Gerichte befasst wurden, mit seinen Vorschlägen durch-

setzen. Nun sind sowohl seine Kinder als auch langjährige Weg-

gefährten in den Parteigremien vertreten. Kurtulmuş trat dar-

aufhin aus der SP aus und gründete eine neue Partei.133

Die Wahl Erbakans zum Parteivorsitzenden und die Zusammen-

setzung der Parteigremien markierten eine Verfestigung der

ideologischen und politischen Ziele der „Millî Görüş“-Bewegung.

So spiegelt das neue Parteiprogramm der SP Erbakans Weltsicht

deutlich wider: Die westlichen Staaten unter der Führung der

USA seien von den „rassistischen Imperialisten“ gelenkt, die

ihren Traum von einem „Groß-Israel“ und der Weltherrschaft

verwirklichen wollten.134

Die „Millî Görüş“-Bewegung umfasst unterschiedliche Kompo-

nenten, die von einer gemeinsamen ideologisch-religiösen Aus-

richtung und der Bindung an Erbakan zusammengehalten wer-

den. Der „Millî Görüş“ in der Türkei zuzuordnen sind die SP, die

Tageszeitung „Millî Gazete“, der Fernsehsender „TV 5“, die

 Jugendorganisation „Anadolu Genclik Dernegi“ (AGD – „Verein

der Anatolischen Jugend“) sowie das ESAM. In Deutschland bzw.

Erbakan neuer
Vorsitzender der
„Saadet Partisi“

(SP)

IGMG und „Millî
Görüş“-Bewegung 
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131 „Millî Gazete“ vom 18. März 2010, S. 1 und 10.

132 „Millî Gazete“ vom 18. Oktober 2010, S. 1, 10 f.

133 Türkische Tageszeitung „Hürriyet“ vom 2. Oktober 2010.

134 Parteiprogramm der SP (1. November 2010).
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Europa wird die „Millî Görüş“-Bewegung von der IGMG reprä-

sentiert, die damit von zentraler Bedeutung für die außerhalb

der Türkei lebenden Anhänger Erbakans ist. Erbakan wird nach

wie vor von zahlreichen IGMG-Mitgliedern als Begründer und

geistiger Führer der „Millî Görüş“-Bewegung verehrt.  

Eine Reihe von Beispielen belegt den weiterhin engen ideologi-

schen und persönlichen Austausch zwischen SP und IGMG. So

traten auch im Jahr 2010 regelmäßig hochrangige Vertreter der

SP bei Veranstaltungen der IGMG als Redner auf. Im Gegenzug

besuchten IGMG-Funktionäre Großveranstaltungen der SP in der

Türkei.

Führende SP-Funktionäre, darunter der ehemalige türkische

 Justizminister Şevket Kazan, hielten sich z.T. mehrfach in

Deutschland auf und sprachen auf Veranstaltungen der IGMG

über die Ziele der „Millî Görüş“-Bewegung.135 Der Generalsekre-

tär des ESAM, Arif Ersoy referierte auf einer Veranstaltung des

IGMG-Regionalverbandes Hessen in Obererlenbach zur „Vision

und Mission der ‚Millî Görüş’“.136

Die Vorsitzende des Frauenverbandes der SP Ayşenur Tekdal hielt

anlässlich der Feierlichkeiten zum 25. Jahrestag der „Muslimi-

schen Frauenunion Bremen“, einer örtlichen IGMG-Organisa-

tion, eine Ansprache, in der sie auf die sozialen und ökonomi-

schen Probleme türkischstämmiger Landsleute der zweiten und

dritten Generation in Europa einging. Im Einklang mit der 

„Millî Görüş“-Ideologie schlug sie vor, anstelle der gegenwärti-

gen „Kriegsordnung“, die durch das materialistische Weltbild

der G20-Staaten geprägt sei, eine auf Recht und Gerechtigkeit

 basierende Ordnung des Friedens zu etablieren. Die D8-Staaten,

die sich nach diesen Werten richteten, sollten gestärkt werden.137

Höhepunkt dieser Besuche war der mehrtägige Deutschlandbe-

such Erbakans im Frühjahr 2010, bei dem die enge Verbindung

zwischen IGMG und „Millî Görüş“-Bewegung besonders deutlich

zum Ausdruck kam. Erbakan, der zuletzt im Jahr 1994 nach

135 „Millî Gazete“ vom 11. Januar 2010, S. 2, vom 18. März 2010, S.18, vom 19. April
2010, S. 1, 2 und 20 sowie vom 9. Juni 2010, S. 20.

136 „Millî Gazete“ vom 13. Januar 2010, S. 2.

137 „Millî Gazete“ vom 4. Mai 2010, S. 8.
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Deutschland gekommen war, nahm in Begleitung mehrerer

hochrangiger SP-Funktionäre am 15. April 2010 in Berlin und am

18. April 2010 in Duisburg an IGMG-Großveranstaltungen zum

40-jährigen Bestehen der „Millî Görüş“-Bewegung teil. Seine

 Ansprachen wurden von seinen Anhängern in der IGMG stür-

misch bejubelt. Nach Erbakans Ausführungen gibt es nur zwei

Kategorien von Menschen; die Welt habe sich seit den 1990er

Jahren in die „Millî Görüş“ und in die „imperialistischen Kolla-

borateure“ geteilt. Die „Millî Görüş“-Bewegung stehe „für die

Rückkehr zum Ursprung“, sie sei „der Glaube des Volkes, seine

Geschichte und seine Identität, ja es selbst“. Sie sei der Beginn für

eine gerechte Welt. Sie setze sich nicht nur für die Glückseligkeit

der Menschen in der Türkei, sondern auf der gesamten Welt

ein.138 In seiner Ansprache in Duisburg beschrieb er erneut die

Mission der „Millî Görüş“-Bewegung:

„Diese Bewegung ist nicht irgendeine Bewegung. Sie ist eine Bewe-

gung zur Rettung der Menschen aus dieser erstickenden Welt, in der

sie unter enorm belastenden Grausamkeiten leiden. Sie ist eine

 Bewegung zur Gründung einer gerechten Welt.“

(„Millî Gazete“ vom 19. April 2010, S. 1, 2 und 20)

Funktionäre der IGMG reisten auch im Jahr 2010 regelmäßig in

die Türkei, um dort Einrichtungen der „Millî Görüş“-Bewegung

aufzusuchen. So besuchte die Jugendabteilung des IGMG-Frau-

enverbandes Hessen während einer Türkeireise im April 2010 die

Zentrale des AGD, die Redaktion des Fernsehsenders „TV 5“ und

die „Millî Gazete“-Redaktion in Istanbul sowie die Generalzen-

trale der SP in Ankara.139 Eine Reise von Jugendlichen aus dem

IGMG-Gebietsverband Köln, die von einem Funktionär des AGD

mitorganisiert und begleitet wurde, schloss einen persönlichen

Besuch bei Erbakan ein.140 Bei einer Veranstaltung des AGD in

 Gaziantep (Türkei) nahm der stellvertretende Vorsitzende der

IGMG-Abteilung für religiöse Unterweisung teil.141 Im Mai 2010

138 „Millî Gazete“ vom 17./18. April 2010, S. 1 und 10.

139 „Millî Gazete“ vom 30. April 2010, S. 20.

140 „Millî Gazete“ vom 5. Mai 2010, S. 5.

141 „Millî Gazete“ vom 27. April 2010, S. 5.
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organisierte das ESAM in Istanbul den „19. Kongress der Union

der muslimischen Gesellschaften“. Unter den Gästen aus 41 Län-

dern befand sich neben Erbakan und anderen hochrangigen

Vertretern der SP auch der IGMG-Vorsitzende Karahan.142

Als Sprachrohr der „Millî Görüş“-Bewegung bildet die formal

 unabhängige türkische Tageszeitung „Millî Gazete“ ein wichti-

ges Bindeglied zwischen den einzelnen Komponenten der

 Bewegung und trägt zur Verfestigung der ideologischen Posi-

tionen bei. Repräsentanten der „Millî Görüş“-Bewegung aus

 unterschiedlichen Bereichen stellen regelmäßig die Bedeutung

der Publikation heraus. In Deutschland ist die Europa-Ausgabe

der „Millî Gazete“ erhältlich, in deren Berichterstattung neben

der „Millî Görüş“-Bewegung insbesondere auch die IGMG und

deren Veranstaltungen breiten Raum einnehmen. Damit ist die

„Millî Gazete“ neben der Publikation „IGMG Perspektif“ (vormals

„IGMG-Perspektive“) und der zentralen IGMG-Homepage eine

wichtige Informationsquelle für die Anhänger der Organisation.

Anlässlich des 38. Jahrestages der Gründung der „Millî Gazete“ 

bedankte sich Erbakan für die außerordentliche Arbeit der „hel-

denhaften“ Zeitung, der er eine herausragende Rolle bei der

 Erfüllung der Mission der „Millî Görüş“-Bewegung beimaß:

„Innerhalb der zerstörerischen Bemühungen des Imperialismus

nimmt die Verunreinigung der Gedanken einen wichtigen Platz ein.

Sie bemühen sich Tag und Nacht, die Muslime ihrem Glauben zu ent-

fremden. Gegen diese [Anm.: Bemühungen] ist es eine der wohlge-

fälligsten Taten für die Menschheit, die Tatsachen klar zu benennen

und Täuschungen zu verhindern. Die ‚Millî Gazete‘ übernimmt diese

Aufgabe.“

(„Millî Gazete“ vom 12. Januar 2010, S. 1 und 9)

Entsprechend bezeichnete Erbakan die anderen Presseorgane

als „Kollaborateure“ des Imperialismus. Im Kampf gegen die

vom Imperialismus gelenkte Presse übernehme die 

„Millî  Gazete“ die Vorreiterrolle. Wert und Bedeutung der

142 „Millî Gazete“ vom 28. Mai 2010, S. 1 und 10.
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 Zeitung dŸrften nicht allein an ihrer Auflage gemessen werden,

sondern an ihrem Glauben und ihrem Bewusstsein.

Ebenfalls am 38. Jahrestag der GrŸndung der Zeitung nahm ihr

langjŠhriger Kolumnist Ekrem Kizilta !  an einer Versammlung

der Frauenkommission des IGMG-Regionalverbandes Berlin zum

Thema Medien teil. In seiner Kolumne berichtete er sowohl Ÿber

seine Kontakte zur IGMG als auch Ÿber die Herstellung der

Europa-Ausgabe der ãMill” GazeteÒ:

ãDie Mill” Gazete wird bis zum heutigen Tag in der TŸrkei vorberei-

tet, und so wie sie in der TŸrkei in Dateiform an die Druckereien ver-

schickt wird, wird sie auch an unsere europŠische Zentrale in Frank-

furt versendet. Die dortigen Kollegen ergŠnzen die Ausgabe mit

 eigenen Seiten und BeitrŠgen.Ò

(ãMill” GazeteÒ vom 13. Januar 2010, S. 4)

Auf den fŸr die Europa-Ausgabe der ãMill” GazeteÒ ergŠnzten Sei-

ten finden sich zu einem gro§en Teil Berichte zur IGMG, die in

ihrer VielfŠltigkeit das Vereinsleben der IGMG widerspiegeln,

wie z.B. Berichte Ÿber IGMG-Veranstaltungen, GlŸckwunschin-

serate zu persšnlichen AnlŠssen von Mitgliedern, Kleinanzeigen

und Spendenaufrufe. Weiterhin werden PresseerklŠrungen der

IGMG, die Feiertagsgru§botschaften des Vorsitzenden sowie die

von der Abteilung fŸr religišse Rechtleitung herausgege-

benen Texte der Freitagspredigt in der Europa-Ausgabe der 

ãMill”  GazeteÒ veršffentlicht.

Innerhalb der IGMG wird regelmŠ§ig fŸr den Bezug der Zeitung

geworben. Bei Veranstaltungen der IGMG ist die ãMill” GazeteÒ

gelegentlich mit eigenen InformationsstŠnden vertreten. 143

Neben der Berichterstattung zu aktuellen Themen und Veran-

staltungshinweisen wird auch zu religišsen Themen Stellung

 genommen. Hierbei wird Ð insbesondere in den Kolumnen von

Mehmet "evket Eygi Ð hŠufig ein restriktives IslamverstŠndnis

vermittelt. So forderte Eygi in seinen Kolumnen mehrfach die

143 ãMill” GazeteÒ vom 10. Februar 2010, S. 19.
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Einführung einer ausschließlich an Koran und Sunna orientier-

ten Regierungsordnung. Gleichermaßen rief er die Gläubigen

dazu auf, Gesetze, die nicht der Scharia entsprechen, nicht zu

 befolgen.

In einer seiner Kolumnen listete Eygi 32 Punkte auf, die ein Mus-

lim befolgen sollte, „wenn seine Seele nicht dem Höllenfeuer aus-

geliefert sein wolle“. So dürfe keine Ideologie, kein System, keine

Ordnung, die nicht dem Koran entspreche oder ihm widerspre-

che, als gerecht und richtig akzeptiert werden. Die Gesamtheit

der aus dem Koran, der Sunna und dem Konsens der Gemein-

schaft der Gläubigen hergeleiteten religiösen Vorschriften

müsse als Scharia anerkannt und befolgt werden.144

Im Hinblick auf den Umgang mit Nicht-Muslimen forderte Eygi,

keine freundschaftlichen und verwandtschaftlichen Beziehun-

gen mit denjenigen einzugehen, die den Koran nicht als das

Buch Gottes und als Kanon anerkennen.145

Reformbestrebungen im Islam erteilte Eygi wiederholt eine

deutliche Absage. Die Sunniten dürften nicht zulassen, dass im

Islam Reformen, Erneuerungen oder Veränderungen vorge-

nommen würden. Denn diese seien nichts anderes als Perversi-

täten.146 In einer weiteren Kolumne warnte er vor Reformern,

 Befürwortern des gemäßigten Islam und laizistischen Theolo-

gen:

„Mein lieber muslimischer Bruder, tapp’ ja nicht in die Fallen der

 Reformer. Glaub’ nicht denjenigen, die in der Religion Veränderun-

gen und Neuerungen fordern. Reformen kann es in entstellten Reli-

gionen geben, aber nicht in der offenbarten und bewahrten Religion

des Islam.“

(„Millî Gazete“ vom 3./4. Juli 2010, S. 4)

144 „Millî Gazete“ vom 28. Mai 2010, S. 4.

145 „Millî Gazete“ vom 7. September 2010, S. 4.

146 „Millî Gazete“ vom 28. Juli 2010, S. 4.
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Auch den Feminismus charakterisierte er in einer Kolumne als

ãeine perverse IdeologieÒ, die nicht islamkonform sei. Personen,

die mit feministischer Geisteshaltung und Logik den Koran, die

Sunna und die Scharia kritisierten oder darin MŠngel oder

 Ungerechtigkeiten entdeckten, seien UnglŠubige. 147

Die Jugend- und Bildungsarbeit hat fŸr die IGMG weiterhin einen

hohen Stellenwert und zielt auf die Vermittlung eigener Leitbil-

der sowie den Aufbau kŸnftiger FŸhrungskrŠfte. Zentrales

 Anliegen der IGMG-Bildungsarbeit ist es, die religišse und kul-

turelle IdentitŠt tŸrkischer bzw. tŸrkischstŠmmiger Jugendlicher

zu wahren. Diese wird als Voraussetzung fŸr die vorgeblich

 begrŸ§te Integration in die deutsche Gesellschaft angesehen. Es

liegen jedoch Anhaltspunkte vor, dass auch die Bildungsarbeit

der IGMG durch die Ideologie der ãMill” GšrŸ!Ò-Bewegung

 geprŠgt ist, was in deutlichem Widerspruch zur offiziell bekun-

deten Integrationsbereitschaft steht.  

Eines der Bildungsprojekte der IGMG, das ãYildiz-ProjektÒ

(ãStern-ProjektÒ) richtet sich an Jugendliche ab 17 Jahren und soll

die Teilnehmer darauf vorbereiten, Leitungsfunktionen inner-

halb der Organisation zu Ÿbernehmen. Wie aus dem fŸr das Pro-

jekt erstellten ãHandbuch fŸr die Yildiz-JugendÒ hervorgeht,

wird dabei auch das ideologische GrundgerŸst der ãMill” GšrŸ!Ò-

Bewegung vermittelt. So stehen u.a. die ãGerechte OrdnungÒ

(ãAdil DŸzenÒ) sowie die ãMission und Vision der Mill” GšrŸ!Ò auf

dem Lehrplan.

Die IGMG ist zwar streng hierarchisch strukturiert, stellt aber kei-

nen durchgehend homogenen Verband dar. Bereits seit einigen

Jahren gibt es innerhalb der IGMG neben eher traditionalistisch

ausgerichteten Erbakan-AnhŠngern auch reformorientierte

KrŠfte, die eine Umgestaltung der IGMG in eine von der 

ãMill” GšrŸ!Ò-Bewegung in der TŸrkei weniger abhŠngige Orga-

nisation anstreben. 

Eine Distanzierung bzw. Loslšsung der IGMG erscheint jedoch

zumindest in naher Zukunft unwahrscheinlich. Der Auftritt

 Erbakans in Deutschland hat verdeutlicht, dass es innerhalb der

147 ãMill” GazeteÒ vom 19. Januar 2010, S. 4.



IGMG noch genŸgend AnhŠnger gibt, die gegen eine Abkehr von

der tŸrkischen ãMill” GšrŸ!Ò-Bewegung sind. Auch schien

 Erbakan selbst nicht gewillt zu sein, auf seine Einflussnahme in

der gesamten ãMill” GšrŸ!Ò-Bewegung einschlie§lich der IGMG

freiwillig verzichten zu wollen.

Einige fŸhrende IGMG-FunktionŠre setzen sich kritisch mit dem

eigenen SelbstverstŠndnis und der Definition der eigenen Iden-

titŠt auseinander. In diesem Zusammenhang fŸhrte die IGMG im

Mai 2010 in Wuppertal ein Symposium zum Thema ãKontext-

wandel und Bedeutungsverschiebungen Ð Die Ambivalenz

neuer und alter IdentitŠtenÒ durch. Muslime im modernen Zeit-

alter mŸssten sich neben dem Thema, was es hei§e, in der heuti-

gen Zeit Muslim zu sein, u.a. mit den Fragen ãGibt es einen

 Widerspruch zwischen der IdentitŠt als EuropŠer und der mus-

limischen IdentitŠt? Kann beides zugleich sein oder nicht?Ò aus-

einandersetzen. Der Mehrheit der IGMG-AnhŠnger bleiben sol-

che Diskussionen und BemŸhungen jedoch eher unzugŠnglich.

Die Wahl Erbakans zum neuen SP-Parteivorsitzenden signali-

sierte eine erneute Verfestigung der ideologischen und politi-

schen Ziele der ãMill” GšrŸ!Ò-Bewegung. Es ist davon auszuge-

hen, dass die einzelnen Komponenten der ãMill” GšrŸ!Ò-Bewe-

gung noch enger miteinander verbunden werden sollen. Nicht

zuletzt die Anwesenheit von IGMG-Mitgliedern beim entschei-

denden Parteikongress und der Besuch Erbakans in Deutschland

zeigten, dass die IGMG unverŠndert Bestandteil der 

ãMill” GšrŸ!Ò-Bewegung ist. Dies stellt die verbalen Bekenntnisse

der IGMG zu Demokratie und Rechtsstaat und eine damit ver-

bundene Abkehr von den politischen Vorgaben Erbakans

 unverŠndert infrage. In der gegenwŠrtigen Konstellation

 besteht deshalb eine Diskrepanz zwischen dem nach au§en

 erklŠrten Anspruch der IGMG, der Lebenswirklichkeit ihrer Mit-

glieder in einem mehrheitlich nicht-muslimischen, pluralisti-

schen und sŠkularen Gemeinwesen gerecht zu werden, und

ihren tatsŠchlichen AktivitŠten. Diese sind in ihrer Gesamtheit

eher geeignet, desintegrative Wirkungen zu entfalten und auf-

grund der generellen PrŠgung durch die ãMill” GšrŸ!Ò-Ideologie

eine ablehnende Haltung gegenŸber westlichen Werten zu ver-

stŠrken und Demokratie distanz zu fšrdern. 

Wertung
und Ausblick
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Der Bundesminister des Innern hat mit Verfügung vom 

23. Juni 2010 den Verein IHH wegen des Verstoßes gegen den

 Gedanken der Völkerverständigung gemäß § 3 Abs. 1 Vereinsge-

setz verboten (vgl. Verfassungsschutz und Demokratie, Kap. VI).

Bei der IHH handelte es sich um einen bundesweit tätigen Ver-

ein zur Sammlung von Spenden mit Sitz in Frankfurt am Main.

Die Spenden sollten nach eigenen Angaben vornehmlich für

 humanitäre Zwecke in Krisenregionen verwendet werden. Tat-

sächlich überwies die IHH u.a. über 6,6 Millionen Euro an Sozi-

alvereine, die der islamistischen HAMAS (vgl. Kap. III, Nr. 1.3)

 zugerechnet werden können. Die IHH hat jahrelang in

 beträchtlichem Umfang den in den Palästinensergebieten

 ansässigen HAMAS-Sozialvereinen Spendengelder überwiesen

und damit mittelbar die terroristischen Aktivitäten der HAMAS

 unterstützt.

Das Verbot der IHH wurde am 12. Juli 2010 vollzogen und der Ver-

ein aufgelöst. Das Verbot ist bislang nicht rechtskräftig, da der

Verein Rechtsmittel eingelegt hat. Der Rechtsstreit ist gegen-

wärtig vor dem Bundesverwaltungsgericht anhängig.

Die IGMG übte über das ausschließlich aus Funktionären der

IGMG bestehende Kuratorium der IHH einen erheblichen Ein-

fluss auf den Verein aus. Mitglieder des Kuratoriums waren u.a.

der Generalsekretär der IGMG, der stellvertretende Vorsitzende

der IGMG und der Leiter der Rechtsabteilung der IGMG. Laut Sat-

zung wurde der Vorstand der IHH vom Kuratorium ernannt und

konnte von diesem jederzeit abberufen werden. Zudem musste

der Verein das Kuratorium über Rechtsgeschäfte ab einem Wert

von 10.000 Euro vorab schriftlich unterrichten.

Verbot der „Inter-
nationalen Huma-

nitären Hilfsorgani-
sation e.V.“ (IHH)
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2.2 „Türkische Hizbullah“ (TH)

Die TH entstand Anfang der 1980er Jahre aus dem Zusammen-

schluss kleiner Gruppierungen im Raum Diyarbakir (Türkei).148

Hauptziel der Organisation ist die Beseitigung des laizistischen

Staatssystems in der Türkei und die Errichtung eines langfristig

weltumfassenden Staates auf Grundlage der Scharia. Zur

 Umsetzung ihrer Vorstellungen rechtfertigt die TH die Anwen-

dung von Gewalt. Hierzu heißt es in dem vermutlich im Jahr 2004

erschienenen ideologischen Hauptwerk der Organisation, 
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Gründung: Anfang der 1980er Jahre in der Türkei

Leitung: Funktionärsgruppe

Mitglieder/Anhänger

in Deutschland: ca. 300

Publikationen: „Yeni Müjde“

(„Neue Frohe Botschaft“);

„Inzar“ („Warnung“);

„Dogru Haber“ („Wahre Nachricht“);

„Kelhaamet“

(„Prächtiges Diyarbakir“);

„Kendi Dilinden Hizbullah“

(„Die Hizbullah in eigener Sprache“)

148 Obwohl die Anhänger der TH mehrheitlich Kurden sind, wird der Begriff
 „Türkische Hizbullah“ in Abgrenzung zur libanesischen „Hizb Allah“ verwen-
det.



„Die Hizbullah in eigener Sprache“ („Kendi Dilinden Hizbullah“),

von I. Bagasi (Pseudonym des TH-Führungsfunktionärs Isa

 Altsoy):

„Tausendfacher Dank an Gott, der uns die Hizbullah-Gemeinde und

die Mitgliedschaft zu dieser Gemeinde geschenkt hat, die sich auf

das Kampffeld begeben hat, um die Herrschaft des Islam überall zu

verbreiten. (…) Mit dem Wunsch eine vereinte islamische Umma zu

gründen, in der (…) die göttliche Gerechtigkeit herrscht und die

Hadd-Strafen gelten, haben wir das Kämpfen für diesen Glauben und

dieses Ziel als unser islamisches Bekenntnis und als eine Notwen-

digkeit des prophetischen Islam betrachtet. Für solch eine heilige

Mission zu kämpfen, Schmerz und Folter zu erdulden und sogar als

Märtyrer zu sterben, haben wir als eine Ehre empfunden. Auch in

der Zukunft werden wir dieser heiligen Mission und diesen Werten

verbunden bleiben und es als Ehre und Würde empfinden, dafür zu

kämpfen.“

(„Kendi Dilinden Hizbullah“, S. 11 und 68)

Der Organisation, die sich zwischen Ende der 1980er und Mitte

der 1990er Jahre blutige Auseinandersetzungen mit der extre-

mistischen „Arbeiterpartei Kurdistans“ (PKK) lieferte, wurden in

der Vergangenheit eine Vielzahl von Morden und weiteren

 Gewalttaten – u.a. gegen liberale türkische Journalisten und

Staatsvertreter sowie „Verräter“ aus den eigenen Reihen – zuge-

rechnet. In den Jahren 1999/2000 wurde die Organisation in der

Türkei durch Exekutivmaßnahmen empfindlich geschwächt. Im

Rahmen dieser Maßnahmen wurden der damalige Anführer der

TH Hüseyin Velioglu getötet und zahlreiche Führungsfunktio-

näre verhaftet.

Aufgrund des hohen Verfolgungsdrucks folgte eine Absetzbe-

wegung von TH-Aktivisten nach Westeuropa, u.a. auch nach

Deutschland.

Die TH nutzt seither auch Deutschland als Rückzugsraum zur

personellen und logistischen Reorganisation. So sammelt die

 Organisation in Deutschland Spenden, vertreibt Publikationen

und lädt – oftmals aus religiösem Anlass – zu Veranstaltungen

ein. 
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3. Sonstige

3.1 Iranischer Einfluss auf in Deutschland lebende Schiiten

In Deutschland existieren eine Reihe islamischer Zentren und 

Organisationen regimetreuer Iraner, die der iranischen Staats-

führung und damit auch der iranischen Verfassung samt ihrer

theokratischen Staatsdoktrin unterstehen. Die „Institutionen“

sind beauftragt, die in der iranischen Verfassung verankerte

weltweite Verbreitung des islamischen Systems iranischer Prä-

gung im Sinne eines „Revolutionsexports“ zu betreiben. 

Das größte und einflussreichste Zentrum ist das 1962 gegründete

IZH mit der zugehörigen „Imam Ali Moschee“. Reza Ramezani,

seit 2009 Leiter des IZH, gilt als Vertreter des iranischen „Revo-

lutionsführers“ – derzeit Ayatollah Seyyed Ali Khamenei – in Mit-

teleuropa. In dessen Auftrag verbreitet das IZH die schiitische

Glaubenslehre und propagiert gleichzeitig die iranische Staats-

doktrin, nach der die Staatsgewalt nicht vom Volk ausgeht, son-

dern allein religiös legitimiert werden könne. 

Im Sinne der globalen Expansion versucht das IZH, nicht nur in

Deutschland lebende schiitische Muslime an sich zu binden, son-

dern europaweit.

Um dieses Ziel zu erreichen, organisiert das IZH regelmäßig 

Gebets- und Vortragsveranstaltungen, religiöse Feierlichkeiten

sowie Sprachunterricht. Darüber hinaus vertreibt das IZH eine

Vielzahl von Broschüren und Zeitschriften in verschiedenen

Sprachen, darunter die deutschsprachigen Zeitschriften  

„al-Fadschr“ („Die Morgendämmerung“) und „SALAM! Zeit-

schrift für junge Muslime“ (Kinderzeitschrift).

In der Zeit vom 21. bis 23. Mai 2010 fand nach mehreren Jahren

wieder die „Islamische Tagung deutschsprachiger Muslime“ im

IZH statt. Die Veranstaltung mit dem Titel „Frieden mit dem

Islam“ richtete sich an Schiiten aller Nationalitäten und umfasste

verschiedene kulturelle und religiöse Programmpunkte.

Nach außen hin agiert das IZH als ausschließlich religiöse Ein-

richtung, die angeblich keine politischen Aktivitäten in ihrem

direkten Wirkungsfeld gestattet. Tatsächlich besteht die grund-

„Islamisches
Zentrum 
Hamburg e.V.“ (IZH)

Wertung 
und Ausblick
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legend extremistische Ausrichtung des IZH weiter fort. So ist

eines der wichtigsten Ziele des IZH noch immer die Verbreitung

der Ideologie eines islamischen Gottesstaates nach iranischem

Vorbild. Diese Zielsetzung ist nach wie vor Bestandteil der irani-

schen Verfassung und besitzt damit aktuelle Aussagekraft. 

3.2 „Tablighi Jama’at“ (TJ)

(„Gemeinschaft der Verkündung und Mission“)

Die islamistisch ausgerichtete TJ wurde um 1926 als eine pietis -

tische Wiedererweckungsbewegung von Maulawi Mohammad

Ilyas (1885–1944) gegründet. Die TJ expandierte zunächst über

den indischen Subkontinent nach Südasien, später auf die ara-

bische Halbinsel und über Afrika und Europa (ca. in den 1960er

Jahren) bis nach Nordamerika. Heute ist die TJ eine transnatio-

nale Massenbewegung mit weltweit mehreren Millionen

 Anhängern.

Die TJ ist hierarchisch gegliedert und wird von Stützpunkten in 

Raiwind (Pakistan), Neu-Delhi (Indien) und Dhaka (Bangladesch)

geführt. Neben nationalen Zentren u.a. in Frankreich, den

 Niederlanden und Portugal befindet sich das maßgebliche Zen-

trum der TJ für Europa in Dewsbury (Großbritannien).

Der TJ-Gründer Ilyas war Anhänger des indischen „Dar al-Ulum

Deoband“ (arabisch für: „Haus des Wissens in Deoband“), das

1867 in der gleichnamigen indischen Kleinstadt Deoband

 gegründet wurde. Die Lehre der Deoband-Schule weist neben

starken salafistischen Einflüssen auch solche der islamischen

 Mystik (Sufismus) auf. Aus dem Gebot im Koran „das Rechte zu

befehlen und das Verwerfliche zu verbieten“, für das Ilyas die

Transnationale
Massenbewegung

Ideologischer
 Ursprung
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Gründung: um 1926 in Indien

Leitung: Welt-Schura-Rat

Vorsitzender: Maulana Ibrahim Saad

Mitglieder/Anhänger

in Deutschland: 700 (2009: 700)



 Begriffe „tabligh“ und „dawa“ (arabisch für: „Einladung zur Mis-

sion“) verwendete, leitete er die Notwendigkeit der Verbreitung

der islamischen Botschaft als Pflicht aller Muslime ab. Dadurch

sollte dem Ziel eines starken allislamischen Gemeinschafts -

bewusstseins Rechnung getragen werden. Die TJ wendet sich in

 erster Linie an Muslime und ist bestrebt, durch fortgesetzte glo-

bale Missionierungsbemühungen neue Anhänger zu finden und

sie zu einer kompromisslos an islamischen Geboten orientierten

 Lebensführung anzuhalten.

Charakteristisch für die Bewegung ist die Pflicht jedes Anhän-

gers zur regelmäßigen Teilnahme an Missionierungsreisen. Jeder

Anhänger ist gehalten, monatlich eine dreitägige Missionie-

rungsreise – vorrangig im Umfeld der Heimatmoschee oder in

Nachbarstädten –, einmal im Jahr eine 40-tägige Missionie-

rungsreise im In- oder Ausland sowie einmal im Leben eine vier-

monatige Missionierungsreise durch die „Herkunftsländer“ der

Bewegung – Pakistan, Indien und Bangladesch – zu unterneh-

men. Die Reisen, die von jedem Anhänger selbst finanziert wer-

den, dienen der Verbreitung des Glaubens und der Vervoll-

kommnung der eigenen Religiosität.

Im Rahmen ihrer Missionierungsarbeit zielt die TJ im Wesentli-

chen auf die strikte Einhaltung der islamischen Gesetze und ihrer 

Etablierung und Anwendung im gesellschaftlichen und politi-

schen Leben. Im Mittelpunkt ihrer Aktivitäten steht der Versuch,

Muslime zu einem streng an Koran und Sunna ausgerichteten

Leben anzuleiten. 

Erfolgreiche Missionierungsbemühungen haben oft eine sicht-

bare Veränderung des Sozialverhaltens der Geworbenen zur

Folge. Die Ablehnung westlicher Wertvorstellungen kann in

nichtmuslimischen Ländern gesellschaftspolitisch desintegra-

tiv wirken sowie zur Entstehung von Parallelgesellschaften bei-

tragen. Hierdurch können individuelle Radikalisierungsprozesse

gefördert und gleichzeitig die Voraussetzung für ein mögliches

Abgleiten in das terroristische Umfeld geschaffen werden. Es lie-

gen Anhaltspunkte dafür vor, dass die TJ „jihadistischen“ Orga-

nisationen als Rekrutierungspool dient, indem diese z.B. versu-

chen, das durch die TJ geprägte konservative Islamverständnis

einer Zielperson durch eine „jihadistische“ Komponente zu

Schwerpunkt
 Missionierung

Katalysator
 „jihadis tischer“
 Rekrutierungs-
bemühungen
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 ergänzen. In Einzelfällen ist zudem belegt, dass Mitglieder ter-

roristischer Gruppierungen und Netzwerke die Infrastruktur der

TJ zu Reisezwecken nutzten.

Die Aktivitäten der TJ in Deutschland werden über ein hierar-

chisch aufgebautes Netzwerk von Aktivisten sowie über infor-

melle Kontakte der Anhänger untereinander koordiniert. Eine

übergeordnete weisungsbefugte Instanz ist in Deutschland nicht

feststellbar. Einige Personen heben sich jedoch aufgrund ihrer

Erfahrungen hinsichtlich Missionierungsreisen, ihres über-

durchschnittlichen Koranwissens sowie ihres fortlaufenden

 Engagements für die Bewegung von der übrigen Anhänger-

schaft ab. Sie fördern damit in besonderem Maße den Zusam-

menhalt und die Missionierungsaktivitäten.

TJ-Einrichtungen existieren in Berlin, Bochum, Friedrichsdorf

(Hessen), Hamburg, Hannover, Köln, München und Pappenheim 

(Bayern). Diese Vereine bzw. Moscheen weisen in ihren Satzun-

gen allerdings nicht explizit auf die TJ hin.

Regelmäßige Treffen der Bewegung finden auf regionaler,

 nationaler und internationaler Ebene statt. Sie dienen der

 gemeinsamen Religionsausübung, der Abstimmung und Kon-

trolle der Missionierungsarbeit sowie dem Erfahrungsaustausch. 

Regionale Treffen werden zumeist im Bereich der Heimatmo-

schee durchgeführt, wobei die Teilnehmerzahlen geringer sind

als bei dem jährlich stattfindenden Deutschlandtreffen. An dem

dreitägigen Deutschlandtreffen im Mai 2010 in Berlin nahmen

etwa 500 Personen teil, darunter auch hochrangige TJ-Vertreter

aus mehreren europäischen Ländern. Treffen mit vornehmlich

internationalem Teilnehmerkreis gab es u.a. im Februar 2010 in

Amsterdam (Niederlande) und im Juni 2010 in Basel (Schweiz).

Am Ende der Treffen wurden Gruppen gebildet, die unmittelbar

zu Missionierungsreisen aufbrachen.

Die wortgetreue Interpretation des Korans und seiner Rechts-

vorschriften beinhaltet im Verständnis der TJ den Vorrang der

dort enthaltenen Vorschriften gegenüber staatlichen Gesetzen.

Damit widerspricht die Ideologie der TJ wesentlichen demokra-

tischen Grundsätzen, insbesondere dem der Trennung von Reli-

gion und Staat. Das angestrebte Gesellschaftsmodell benachtei-

Aktivitäten in
Deutschland
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ligt sowohl Nichtmuslime als auch Frauen. Die TJ lehnt nach

 eigenem Bekunden Gewalt grundsätzlich ab. Die Entfremdung

ihrer Anhänger von europäischen Wertvorstellungen und

 Gesellschaftsformen kann jedoch Radikalisierungsprozesse för-

dern und Voraussetzungen für ein Abgleiten einzelner Mitglie-

der in das „jihadistische“ Umfeld schaffen.

3.3 „Nordkaukasische Separatistenbewegung“ (NKSB)

Die Anfang der 1990er Jahre im Zuge der Auflösung der

 Sowjetunion entstandene Organisation gab sich selbst die

 Bezeichnung „Tschetschenische Republik Itschkeria“ (CRI).

 Daraus entstand der zunächst verwandte Arbeitsbegriff

 „Tschetschenische Republik Itschkeria“ (CRI)/„Tschetschenische

Separatistenbewegung“ (TSB) der Sicherheitsbehörden. Dieser

wird nun ersetzt durch NKSB.
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Gründung: Anfang der 1990er Jahre im 

Kaukasus

Mitglieder/Anhänger

in Deutschland: insgesamt 500 (2009: 500)

Die Organisation ist gespalten in:

„Tschetschenische Republik Itschkeria“ (CRI)

Leitung: Ahmed Zakaev

Mitglieder/Anhänger

in Deutschland: 300 (2009: k.A.)

und

„Kaukasisches Emirat“

Leitung: Dokku Umarov

Mitglieder/Anhänger

in Deutschland: 200 (2009: k.A.)



Die Proklamation des „Kaukasischen Emirats“ durch Umarov im

Jahr 2007 hatte die Spaltung der NKSB in das islamistisch-

 terroristisch ausgerichtete „Kaukasische Emirat“ und den vor-

geblich „pro-demokratischen“ bzw. „nationalistischen“ CRI-Flü-

gel zur Folge.

Ziel der Anhänger der NKSB ist ein von der Russischen Födera-

tion unabhängiger islamischer Staat auf der Grundlage der Scha-

ria, den das „Kaukasische Emirat“ auf dem Gebiet des gesamten

Nordkaukasus und der CRI-Flügel in Tschetschenien errichten

will.

Zakaev und die Anhänger der CRI wollen mit politischen Mitteln

die Unabhängigkeit Tschetscheniens erreichen. Für die

 „Mujahidin“ um Umarov dagegen ist ein Vorgehen auf politi-

scher Ebene inakzeptabel.

Trotz der Aufhebung des „Anti-Terror-Status“ für die russische

Teilrepublik Tschetschenien im April 2009 ist keine Beruhigung

der Lage zu verzeichnen. Das „Kaukasische Emirat“ setzte trotz

hoher personeller Verluste bei Gefechten mit russischen Sicher-

heitskräften seine zahlreichen Anschläge auf militärische und

zivile Einrichtungen im gesamten Nordkaukasus, insbesondere

in den russischen Teilrepubliken Tschetschenien, Inguschetien

und Dagestan, fort.

Der Konflikt wird zunehmend über die Grenzen des Nord -

kaukasus hinaus in die Zentren der Russischen Föderation

 getragen.

Am 29. März 2010 verübten Selbstmordattentäterinnen

 Anschläge auf die Moskauer Metro. Sie zündeten innerhalb einer

Stunde Sprengsätze an zwei Metro-Stationen in voll besetzten

Zügen. Bei den Anschlägen wurden insgesamt 40 Menschen

 getötet und 84 z.T. schwer verletzt. Zu den Anschlägen bekannte

sich Umarov am 31. März 2010 in einer im Internet veröffentlich-

ten Videobotschaft.

Am 1. August 2010 gab Umarov durch eine über das Internet ver-

breitete Videobotschaft unerwartet seinen Rücktritt bekannt

und benannte zugleich Aslanbek Vadalov, „Emir“ des östlichen

Tschetschenien innerhalb des „Kaukasischen Emirats“, als seinen

Fortführung der
Anschläge

Rücktrittserklärung
von Umarov
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Nachfolger. Nach Widerruf seines Rücktritts sagten sich neben

Vadalov weitere lokale „Emire“ des „Kaukasischen Emirats“

unter der Führung des Hussein Gakaev – bis dato Stellvertreter

des Vadalov – von Umarov los.

Der bereits seit der Ausrufung des „Kaukasischen Emirats“ in

 Opposition zu Umarov stehende Zakaev versuchte sich durch

eine am 12. Oktober 2010 veröffentlichte Erklärung mit den

 abtrünnigen „Emiren“ um Gakaev zu solidarisieren. Er gab

 bekannt, dass er die sogenannte Exilregierung der CRI auflöse,

seine Ämter niederlege und Gakaev die Treue schwöre. Für

 Zakaev dürfte mit dieser Erklärung der Propagandaeffekt im

Vordergrund gestanden haben, da die vorwiegend im europäi-

schen Ausland aktive CRI im Nordkaukasus zunehmend an Ein-

fluss verliert.

Unabhängig von den tatsächlichen Machtverhältnissen inner-

halb des „Kaukasischen Emirats“ im Nordkaukasus dürften per-

sonelle Veränderungen und auch ein möglicher Führungs-

wechsel nur wenig Wirkung auf die in Deutschland lebenden

Anhänger haben, deren Zahl auf etwa 500 Personen geschätzt

wird. Sie vertreten ihre Interessen bisher gewaltfrei. Die Mehr-

heit, schätzungsweise etwa 300 Personen, sind dem CRI-Flügel

um Zakaev zuzuordnen. Bis zu 200 Personen sympathisieren mit

dem „Kaukasischen Emirat“ und leisten von Deutschland aus

 Unterstützung. Ihre Aktivitäten reichen von Propagandaarbeit

bis zur finanziellen und materiellen Förderung. 

Die in Europa lebende Diaspora, die sich dem nordkaukasischen

Widerstand verpflichtet fühlt, betrachtet Europa primär als

Rückzugsraum. Vorrangiges Ziel ist die Unterstützung bzw. För-

derung der Organisation im Nordkaukasus. Feste organisatori-

sche Strukturen der NKSB sind in Deutschland bislang nicht fest-

stellbar. Es sind Verbindungen einzelner Anhänger in herausge-

hobener Position mit Führungspersönlichkeiten der Organisa-

tion im Ausland erkennbar.
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